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BVerwG 2020: Bauleitplanung, planungsrechtliche Vorhabenzulässigkeit, BauNVO, Raumordnung, Rechts-
schutz 

Von RA & FAVwR Prof. Dr. Bernhard Stüer (Münster/Osnabrück) 

Der Beitrag berichtet über die Rechtsprechung des 4. 
Senats des BVerwG zum Bauplanungsrecht, zur pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben, zur 
BauNVO, zur Raumordnung und zum Rechtsschutz 
insbesondere der Nachbarklage und der Normenkon-
trolle des Jahres 2020. Er schließt an die Rechtspre-
chungsberichte über die Jahre 2017-2019 zur Bauleit-
planung und zur BauNVO (BauR 2020, 1081-1093) 
sowie zur planungsrechtlichen Zulässigkeit von Vor-
haben, zum Immissionsschutz und zur Normenkon-
trolle (BauR 2020, 1255-1266) an. 

Neben dem Luftverkehrsrecht und dem Energieleitungs-
recht stand auch im Jahre 2020 das Bauplanungsrecht mit 
der Bauleitplanung und der planungsrechtlichen Zuläs-
sigkeit von Vorhaben im Mittelpunkt der Rechtspre-
chung des 4. Senats des BVerwG. Diese Rechtsmaterie 
gehört ja schon seit mehr als 50 Jahren1 zu seinem Kern-
geschäft. Zu berichten ist zudem über Entscheidungen 
aus dem Bereich der BauNVO, der Raumordnung und 
des Rechtsschutzes. 

I. Bauleitplanung 

Bei der Aufstellung, Änderung oder Aufhebung von Bau-
leitplänen ging es vor allem um die planerischen Gestal-
tungsspielräume der Gemeinde, das Aufstellungsverfah-
ren, den Bebauungsplan der Innenentwicklung und die 
Behandlung von Fehlern bei der Planaufstellung. 

1. Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind die Entwürfe der 
Bauleitpläne mit der Begründung und den nach Einschät-
zung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines 
Monats, mindestens jedoch für die Dauer von 30 Tagen, 
oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für die 
Dauer einer angemessenen längeren Frist öffentlich aus-
zulegen. Erforderlich ist, dass die Entwürfe und Stellung-
nahmen vollständig und für jedermann in zumutbarer 

 

1  Rechtsgrundsätzlich in den Anfangsjahren vor allem BVerwG, 

Urt. v. 12.12.1969 – IV C 105.66 – BVerwGE 34, 301 = DVBl 

1970, 414 – Abwägungsgebot (Berkemann, DVBl 2013, 1180), 

das die eingeweihten Planungsrechtler gelegentlich als Monst-

ranz vor sich hergetragen haben sollen. Streit entzündete sich vor 

allem zur Frage, wer denn eigentlich der Erfinder dieses inzwi-

schen weit ausdifferenzierten Gedankengebäudes war (Hoppe, 

DVBl 1964, 165; DVBl 1992, 853; Sendler, UPR 1991, 214, der 

allerdings meinte, andere Rechtsgelehrte hätten das vom 

BVerwG unter Mitwirkung von Felix Weyreuther als Berichter-

statter von BVerwGE 34, 301 entwickelte Abwägungsgebot le-

diglich „in Schubladen gepresst“ und „auf Flaschen“ gezogen). 

2  Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 

BauGB, Stand 5.2020, § 3 Rn. 39. 

3  Gatz, in: Berliner Kommentar zum BauGB, Stand 4.2020, § 3 Rn. 

17 S. 13, 14; zum Unterschied zwischen Entwurfsbegründung 

Weise zugänglich sind2, nicht indessen, dass sie in jeder 
Hinsicht fehlerfrei sind. Das gilt namentlich für die Plan-
begründung, die in diesem Stadium des Verfahrens der 
Erläuterung des Planentwurfs dient und die, um - später - 
eine zureichende Begründung des endgültig beschlosse-
nen Bauleitplans zu sein, im weiteren Verlauf des Auf-
stellungsverfahrens noch zu ändern oder zu ergänzen ist, 
wenn der Plan nach der Auslegung in wesentlichen Punk-
ten geändert oder ergänzt wird oder wenn - auch ohne 
Änderung des Plans - Gesichtspunkte hervortreten, deren 
planerische Bewertung und Behandlung der Begründung 
bedürfen3. Des Weiteren können auch offensichtliche 
Unrichtigkeiten klargestellt werden.4 

Es besteht kein Anlass zu einer erneuten Öffentlichkeits-
beteiligung oder einer erneuten Beteiligung von Behör-
den und Trägern öffentlicher Belange, wenn der Entwurf 
eines Bauleitplans nach der Auslegung in Punkten geän-
dert wird, zu denen die betroffenen Bürger, Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange zuvor bereits 
Gelegenheit zur Stellungnahme hatten, die Änderungen 
auf einem ausdrücklichen Vorschlag eines Betroffenen 
beruhen und Dritte hierdurch nicht abwägungsrelevant 
berührt werden. 

Allerdings ist das Beteiligungsverfahren nicht um seiner 
selbst willen zu betreiben5. Hat eine nach öffentlicher 
Auslegung vorgenommene Ergänzung einer Festsetzung 
lediglich klarstellende Bedeutung, so besteht kein Anlass 
zu einer erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung oder einer 
erneuten Beteiligung von Behörden und Trägern öffent-
licher Belange; denn inhaltlich ändert sich am Planent-
wurf nichts.6 

2. Mischgebietsfestsetzung (§ 1 Abs. 3 BauGB) 

Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB haben die Gemeinden die 
Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich 
ist. Das Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit gilt 
nicht nur für den Anlass, sondern auch für den Inhalt des 
Bebauungsplans, und zwar für jede Festsetzung7. Was in 

und Planbegründung siehe BVerwG, Urt. v. 05.07.1974 - 4 C 

50.72 - BVerwGE 45, 309 <330 f.>. 

4  BVerwG, B. v. 14.09.2020 – 4 BN 10.20 – BBB 2020, Nr. 12, 

61. 

5  BVerwG, Urt. v. 29.01.2009 - 4 C 16.07 - BVerwGE 133, 98 Rn. 

40 und B. v. 08.03.2010 - 4 BN 42.09 - Buchholz 406.11 § 4a 

BauGB Nr. 1 Rn. 11. 

6  BVerwG, B. v. 03.01.2020 – 4 BN 25.19 – ZfBR 2020, 676 – 

Öffentlichkeitsbeteiligung, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 

18.12.1987 - 4 NB 2.87 - NVwZ 1988, 822 <823>, v. 18.04.2016 

- 4 BN 9.16 - ZfBR 2016, 589 Rn. 4 und v. 31.07.2018 - 4 BN 

41.17 - juris Rn. 6. 

7  BVerwG, Urt. v. 18.03.2004 - 4 CN 4.03 - BVerwGE 120, 239 

<240 f.>. 
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diesem Sinne erforderlich ist, bestimmt sich nach der pla-
nerischen Konzeption der Gemeinde. Der Gesetzgeber 
ermächtigt die Gemeinden, diejenige Städtebaupolitik zu 
betreiben, die ihren städtebaulichen Entwicklungs- und 
Ordnungsvorstellungen entspricht 8. Sich einen entspre-
chenden Willen zu bilden und hierüber Auskunft zu ge-
ben, ist ausschließlich Sache der Gemeinde. Die Formu-
lierung städtebaulicher Zielsetzungen kann das Gericht 
der Gemeinde nicht abnehmen.9 

3. Veränderungssperre (§ 14 BauGB) 

Zur Sicherung der beabsichtigten Bauleitplanung kann 
die Gemeinde eine Veränderungssperre nach §§ 14, 17 
BauGB erlassen. Das Mindestmaß an planerischen Vor-
stellungen, um eine Veränderungssperre zu rechtfertigen, 
muss zugleich geeignet sein, die Entscheidung der Ge-
nehmigungsbehörde nach § 14 Abs. 2 Satz 1 BauGB zu 
steuern10. 

Die Gemeinde muss bereits positive Vorstellungen über 
den Inhalt des Bebauungsplanes entwickelt haben. Eine 
Negativplanung, die sich darin erschöpft, einzelne Vor-
haben auszuschließen, genügt demgegenüber nicht11. Die 
nachteiligen Wirkungen der Veränderungssperre wären - 
auch vor dem Hintergrund des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG 
- nicht erträglich, wenn sie zur Sicherung einer Planung 
dienen sollte, die sich in ihrem Inhalt noch in keiner 
Weise absehen lässt. Eine unzulässige Negativplanung 
liegt allerdings nicht schon deswegen vor, weil die Ge-
meinde die Planung aus Anlass eines konkreten, bisher 
zulässigen Vorhabens betreibt, das sie verhindern will, o-
der weil sie das Ziel verfolgt, eine Ausweitung bestimm-
ter bisher zulässiger Nutzungen zu verhindern, selbst 
wenn dies jeweils den Hauptzweck einer konkreten Pla-
nung darstellt. Ein detailliertes und abgewogenes Pla-
nungskonzept ist daher nicht erforderlich.12 

4. Bebauungsplan der Innenentwicklung (§ 13a 
BauGB) 

Nach § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB kann ein Bebauungs-
plan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die 
Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenent-
wicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt wer-
den. Dies gilt entsprechend für die Änderung und Ergän-
zung eines Bebauungsplans (§ 13a Abs. 4 BauGB). 

Das Tatbestandsmerkmal der Innenentwicklung ist der 
Oberbegriff. Es ist Voraussetzung sowohl für die in § 13a 
Abs. 1 Satz 1 BauGB beispielhaft genannten Maßnahmen 

 

8  BVerwG, Urt. v. 10.09.2015 - 4 CN 8.14 - BVerwGE 153, 16 Rn. 

11. 

9  BVerwG, B. v. 28.10.2020 – 4 BN 55.20 – Mischgebietsfestset-

zung, m. Hinw. auf BVerwG, Urt. v. 01.09.2016 - 4 C 2.15 - 

ZfBR 2017, 151 Rn. 26. 

10  BVerwG, Urt. v. 30.08.2012 - 4 C 1.11 - BVerwGE 144, 82 Rn. 

11. 

11  BVerwG, Urt. v. 19.02.2004 – 4 CN 16.03 – BVerwGE 120, 138 

= NVwZ 2004, 858 = DVBl 2004, 950 m. Bespr. Stüer/Stüer, 

NuR 2004, 341– Rosendahl. 

12  BVerwG, B. v. 19.05.2020 – 4 BN 45.19 – juris – Veränderungs-

sperre, m. Hinw. auf BVerwG, Urt. v. 09.08.2016 - 4 C 5.15 - 

BVerwGE 156, 1 Rn. 19 sowie B. v. 10.10.2007 - 4 BN 36.07 - 

der Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung von 
Flächen als auch für andere, nicht konkretisierte Maßnah-
men13. Mit diesem Tatbestandsmerkmal beschränkt § 13a 
Abs. 1 Satz 1 BauGB seinen räumlichen Anwendungsbe-
reich. Der Gesetzgeber knüpft mit § 13a Abs. 1 Satz 1 
BauGB an die ältere Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 
Satz 1 BauGB an, wonach mit Grund und Boden sparsam 
und schonend umgegangen werden soll und dabei zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von 
Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Maßnah-
men der Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversie-
gelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen sind. Er 
grenzt Bebauungspläne der Innenentwicklung von Be-
bauungsplänen ab, die gezielt Flächen außerhalb der 
Ortslagen einer Bebauung zuführen, und will mit § 13a 
Abs. 1 BauGB Planungen fördern, die der Erhaltung, Er-
neuerung, Fortentwicklung, Anpassung und dem Umbau 
vorhandener Ortsteile dienen (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB). 
Als Gebiete, die für Bebauungspläne der Innenentwick-
lung in Betracht kommen, nennt er beispielhaft die im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des § 34 
Abs. 1 BauGB, innerhalb des Siedlungsbereichs befind-
liche brachgefallene Flächen sowie innerhalb des Sied-
lungsbereichs befindliche Gebiete mit einem Bebauungs-
plan, der infolge notwendiger Anpassungsmaßnahmen 
geändert oder durch einen neuen Bebauungsplan abgelöst 
werden soll14. 

Mit dem beschleunigten Verfahren und den damit ver-
bundenen Verfahrenserleichterungen will der Gesetzge-
ber einen Anreiz dafür schaffen, dass die Gemeinden von 
einer Neuinanspruchnahme von Flächen durch Überpla-
nung und Zersiedlung des Außenbereichs absehen und 
darauf verzichten, den äußeren Umgriff vorhandener 
Siedlungsbereiche zu erweitern15. Innenentwicklung ist 
daher nur innerhalb des Siedlungsbereichs zulässig; das 
gilt ausweislich der Gesetzesbegründung auch für die 
Änderung oder Anpassung von Bebauungsplänen16. Da-
bei richtet sich die Abgrenzung von Innen- und Außen-
entwicklung grundsätzlich nach den tatsächlichen Ver-
hältnissen und nicht nach dem planungsrechtlichen Sta-
tus der Flächen17. 

Ein Bebauungsplan der Innenentwicklung ist auch nur 
bei Wahrung der UVP-Pflichten europarechtskonform, 

ZfBR 2008, 70 und v. 08.09.2016 - 4 BN 22.16 - BRS 84 Nr. 52 

Rn. 5. 

13  BVerwG, Urt. v. 04.11.2015 - 4 CN 9.14 - BVerwGE 153, 174 

Rn. 21 und v. 25.06.2020 - 4 CN 5.18 - juris Rn. 27; B. v. 

20.06.2017 - 4 BN 30.16 - Buchholz 406.11 § 13a BauGB Nr. 4 

Rn. 4. 

14  BT-Drs. 16/2496 S. 12 zu Nr. 8 und Absatz 1. 

15  BVerwG, Urt. v. 04.11.2015 - 4 CN 9.14 - BVerwGE 153, 174 

Rn. 24 und v. 25.06.2020 - 4 CN 5.18 - juris Rn. 26. 

16  BT-Drs. 16/2496 S. 12; BVerwG, Urt. v. 04.11.2015 - 4 CN 9.14 

- BVerwGE 153, 174 Rn. 22 ff. und v. 25.06.2020 - 4 CN 5.18 - 

juris Rn. 28. 

17  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 - 4 CN 5.18 - juris Rn. 24 ff. 
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urteilte der EuGH18 und schränkte damit den Anwen-
dungsbereich des § 13 a BauGB entsprechend ein. Nur 
wenn die Voraussetzungen der Vorschrift vorliegen und 
es sich um einen Bebauungsplan für die Wiedernutzbar-
machung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere 
Maßnahmen der Innenentwicklung handelt, kann der Be-
bauungsplan im beschleunigten Verfahren und damit 
ohne Umweltprüfung aufgestellt werden. Liegen die Vo-
raussetzungen des § 13 a Abs. 1 BauGB nicht vor, ist die 
Aufstellung eines solchen Bebauungsplans europarechts-
widrig. 

Die beiden in § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB ausdrücklich 
genannten Fälle der Innenentwicklung, die Wiedernutz-
barmachung von Flächen und die Nachverdichtung, 
knüpfen jeweils an eine bauliche Inanspruchnahme an19. 
Nach § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB sind zur Verringerung 
der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bau-
liche Nutzungen die Möglichkeiten der Innenentwick-
lung zu nutzen. § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB verlangt vor 
der Umwandlung von landwirtschaftlich oder als Wald 
genutzten Flächen, dass Ermittlungen zu den Möglich-
keiten der Innenentwicklung angestellt werden, zu denen 
insbesondere Brachflächen zählen können. 

Die Wiedernutzbarmachung einer Fläche als Maßnahme 
der Innenentwicklung nach § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB 
ist erst ausgeschlossen, wenn eine ehemals dem Sied-
lungsbereich angehörende, baulich in Anspruch genom-
mene Fläche diese Zugehörigkeit wieder verloren hat. 
Hierzu genügt es nicht, dass die Fläche von aufstehender 
Bebauung beräumt und oberflächlich entsiegelt wird. So-
lange die Fläche aufgrund unterirdisch verbleibender Ge-
bäudereste, sonstiger Versiegelungen oder nachhaltiger 
Veränderungen der Bodenstruktur einer natürlichen Ve-
getationsentwicklung nicht oder nur sehr eingeschränkt 
zur Verfügung steht, wirkt die ehemalige bauliche Inan-
spruchnahme fort20. 

Diese Auslegung ist auch mit Unionsrecht vereinbar. Mit 
§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB hat der nationale Ge-
setzgeber von der zweiten Variante des Art. 3 Abs. 5 Satz 
1 der SUP-RL21 Gebrauch gemacht und abstrakt-generell 
festgelegt, dass bestimmte Pläne ausnahmsweise im be-
schleunigten Verfahren und damit nach § 13a Abs. 2 Nr. 
1 i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB ohne Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB erlassen werden können22. Eine 
solche abstrakte Regelung ist zulässig, weil es denkbar 

 

18  EuGH, Urt. v. 18.04.2013 – C-463/11 – DVBl 2013, 777 m. 

Anm. Stüer/Garbrock DVBl 2013, 778 – Bebauungsplan der In-

nenentwicklung. 

19  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 - 4 CN 5.18 - juris Rn. 28. 

20  BT-Drs. 16/2496 S. 1, 9 und 15. 

21  Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 27.06.2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen 

bestimmter Pläne und Programme ABl. L 197 S. 30. 

22  BT-Drs. 16/2496 S. 13. 

23  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 - 4 CN 5.18 - juris Rn. 30 und B. v. 

31.07.2014 - 4 BN 12.14 - Buchholz 406.11 § 13a BauGB Nr. 1 

Rn. 10; EuGH, Urt. v. 18.04.2013 - C- 463/11 [E-

CLI:EU:C:2013:247] - Rn. 39. 

ist, dass eine besondere Art von Plan, die bestimmte qua-
litative Voraussetzungen erfüllt, a priori voraussichtlich 
keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, weil ein 
solcher Plan den einschlägigen Kriterien des Anhangs II 
der Richtlinie entspricht23. Das trifft im Zusammenwir-
ken mit den weiteren Vorgaben in § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, Satz 4 und 5 BauGB insbesondere auf solche Bebau-
ungspläne zu, die der Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen dienen, deren vormalige bauliche Inanspruchnahme 
noch fortwirkt, und so einen zusätzlichen Flächenver-
brauch sowie weitere Eingriffe in Natur und Landschaft 
vermeiden24. 

Ob eine tatsächlich vorbelastete Brachfläche weiterhin 
dem Siedlungsbereich angehört, bestimmt die Verkehrs-
auffassung. Diese wird von Planungen der Gemeinde be-
einflusst. Beabsichtigt die Gemeinde die Renaturierung 
von Flächen, wird sich recht bald die Verkehrsauffassung 
bilden können, die Grenze des Siedlungsbereichs habe 
sich zurückgebildet. Stellt die Gemeinde dagegen im Zu-
sammenhang mit dem Rückbau von Gebäuden einen Be-
bauungsplan für die Wiedernutzung auf, ist dies ein star-
kes Indiz, dass sich die Grenzen des Siedlungsbereichs 
nicht verschieben. 

Zur Bestimmung der Verkehrsauffassung kann allerdings 
nicht an die Rechtsprechung des BVerwG zum Erhalt des 
Bebauungszusammenhangs im unbeplanten Innenbereich 

nach § 34 BauGB25 angeknüpft werden, wonach eine be-
reits beseitigte Bebauung bzw. eine eingestellte Nutzung 
den Charakter eines Gebiets fortwirkend prägen kann, so-
lange mit einer erneuten Bebauung bzw. der Wiederauf-
nahme der Nutzung gerechnet werden kann. Denn die 
Reichweite des Siedlungsbereichs des § 13a Abs. 1 Satz 
1 BauGB kann nicht nach den Maßstäben beantwortet 
werden, welche die Bebaubarkeit einzelner Grundstücke 
zum Gegenstand haben. Entscheidend ist vielmehr, ob 
sich eine Verkehrsauffassung dahingehend gebildet hat, 
dass der jeweilige Siedlungsbereich dauerhaft überhaupt 
keiner Bebauung mehr zugänglich sein wird. Erst in ei-
nem solchen Fall verliert eine gemeindliche Planung ihre 
indizielle Wirkung.26 

5. Verweis auf nicht öffentlich zugängliche techni-
sche Normen 

Die Anforderungen des Rechtsstaatsprinzips an die Ver-
kündung von Normen stehen einer Verweisung auf nicht 
öffentlich zugängliche technische Vorschriften in den 
textlichen Festsetzungen eines Bebauungsplans nicht von 

24  BVerwG, Urt. v. 04.11.2015 - 4 CN 9.14 - BVerwGE 153, 174 

Rn. 24 und v. 25.06.2020 - 4 CN 5.18 - juris Rn. 30. 

25  BVerwG, Urt. v. 12.09.1980 - 4 C 75.77 - Buchholz 406.11 § 34 

BBauG Nr. 75 S. 79 f. und v. 14.09.1992 - 4 C 15.90 - Buchholz 

406.11 § 34 BauGB Nr. 152 S. 68 f.; grundlegend BVerwG, Urt. 

v. 26.05.1978 – IV C 9.77 – BVerwGE 55, 369 = DVBl 1978, 

815 – Harmonieurteil. 

26  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 – 4 CN 5/18 – BauR 2020, 1726 = 

NVwZ 2020, 1686 = ZfBR 2020, 850 m. Anm. Christoph Külp-

mann, jurisPR-BVerwG 23/2020 Anm. 3 - § 13a BauGB "Marr-

bachöschle“; Urt. v. 27.08.2020 – 4 CN 4.19 – BBB 2020, Nr. 

12, 60 - Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 25/2020 Anm. 4 

– „Ortszentrum Glindow“. 
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vornherein entgegen27. Verweist eine Festsetzung auf 
eine solche Vorschrift und ergibt sich daraus, unter wel-
chen Voraussetzungen ein Vorhaben planungsrechtlich 
zulässig ist, muss der Plangeber sicherstellen, dass die 
Planbetroffenen sich auch vom Inhalt der jeweiligen 
technischen Vorschrift verlässlich und in zumutbarer 
Weise Kenntnis verschaffen können. Für die Bekanntma-
chung eines Bebauungsplans genügt es, wenn in der Be-
kanntmachung darauf hingewiesen wird, wo der Plan ein-
gesehen werden kann (§ 10 Abs. 3 Satz 3 BauGB).28 

6. Vorkaufsrecht (§§ 24, 28 BauGB) 

Eine auf § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB gestützte Vor-
kaufssatzung setzt zum einen voraus, dass die Gemeinde 
im Geltungsbereich der Satzung "städtebauliche Maß-
nahmen in Betracht zieht". Auf der Grundlage der jeweils 
weit zu verstehenden tatbestandlichen Merkmale verfolgt 
die Vorschrift den Zweck, durch eine an städtebaulichen 
Interessen orientierte Bodenvorratspolitik die Sicherung 
einer langfristig orientierten Planung und Entwicklung zu 
ermöglichen. Bauplanerische Festsetzungen wie die 
Überplanung eines Teils des Gemeindegebiets als be-
stimmtes Baugebiet (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 1 Abs. 2 
BauNVO) gehören ohne Weiteres zu den städtebaulichen 
Maßnahmen, die sich durch einen städtebaulichen Bezug 
auszeichnen. Schon aus den Darstellungen im Flächen-
nutzungsplan, aus denen der Bebauungsplan grundsätz-
lich zu entwickeln ist (§ 8 Abs. 2 BauGB), können sich 
entsprechende Planungsabsichten ergeben; eine förmli-
che Konkretisierung der Planungsvorstellungen ist je-
doch nicht erforderlich29. 

Zum anderen setzt der Erlass einer Vorkaufssatzung nach 
§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB voraus, dass sich der 
Einsatz dieses Sicherungsmittels aus städtebaulichen 
Gründen als notwendig erweist; die Satzung muss objek-
tiv geeignet sein, zur Sicherung der städtebaulichen Ent-
wicklung und Ordnung (§ 1 Abs. 3 BauGB) beizutragen. 
Nur wenn hiervon nach Maßgabe der konkreten Um-
stände - etwa im Hinblick auf die räumliche Ausdehnung 

 

27  BVerwG, B. v. 29.07.2010 - 4 BN 21.10 - Buchholz 406.11 § 10 

BauGB Nr. 46 Rn. 9 ff. 

28  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 – 4 CN 5.18 – BauR 2020, 1726 = 

NVwZ 2020, 1686 = ZfBR 2020, 850 m. Anm. Christoph Külp-

mann, jurisPR-BVerwG 23/2020 Anm. 3 - § 13a BauGB "Marr-

bachöschle“. 

29  BVerwG, B. v. 14.04.1994 - 4 B 70.94 - Buchholz 406.11 § 25 

BauGB Nr. 2 = juris Rn. 5 und v. 08.09.2009 - 4 BN 38.09 - BauR 

2010, 81 Rn. 4. 

30  BVerwG, B. v. 30.09.2020 – 4 B 45.19 – juris – Vorkaufsrechts-

satzung, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 15.02.2000 - 4 B 10.00 - 

Buchholz 406.11 § 25 BauGB Nr. 4 Rn. 11 und vom 26.01.2010 

- 4 B 43.09 - BauR 2010, 871 Rn. 10. 

31  BGH, Urt. v. 01.10.2010 - V ZR 173/09 - NJW 2010, 3774 Rn. 

20; OLG Hamm, Urt. v. 18.12.2017 - 22 U 19/16 - juris Rn. 31. 

32  BVerwG, B. v. 28.08.2020 – 4 B 3.20 – NVwZ 2020, 1685 = 

BauR 2020, 1913 = ZfBR 2020, 853 - Vorkaufsrecht, m. Hinw. 

auf Stock, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 

Stand 2.2020, § 28 Rn. 27; Grziwotz, in: Spannowsky/Uechtritz, 

BeckOK BauGB, Stand 5.2020, § 28 Rn. 22; Kronisch, in: Brü-

gelmann, BauGB, Stand 4.2020, § 28 Rn. 40; Jarass/Kment, 

der Satzung und auf ein Sicherungsbedürfnis wegen ge-
gebenenfalls abweichender Entwicklungen - auszugehen 
ist, kann die Gemeinde sich der Vorkaufssatzung bedie-
nen.30 

§ 28 Abs. 2 Satz 2 BauGB verweist u.a. auf § 463 BGB, 
der die Voraussetzungen für die Ausübung des Vorkaufs-
rechts im Privatrecht regelt. In der Rechtsprechung zu § 
463 BGB ist geklärt, dass das Entstehen des Rechts zur 
Ausübung des Vorkaufsrechts an das Zustandekommen 
eines rechtswirksamen Kaufvertrages geknüpft ist. Das 
ist erst dann der Fall, wenn auch die für die Wirksamkeit 
des Vertrages erforderlichen Genehmigungen erteilt 
sind31. Die Zwei-Monatsfrist des § 469 Abs. 2 Satz 1 
BGB beginnt daher erst mit der Wirksamkeit des Kauf-
vertrages.32 

7. Sanierungsausgleichsbetrag 

Für das Vorliegen einer sanierungsbedingten Bodenwert-
steigerung ist nach den §§ 153 Abs. 1, 154 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 2 BauGB die Gemeinde beweispflichtig33. So-
weit der Wertermittlungsspielraum der Gemeinden 
reicht, findet eine eingeschränkte gerichtliche Kontrolle 
in Form einer Plausibilitätskontrolle statt34. 

Anfangs- und Endwert sind auf denselben Zeitpunkt zu 
ermitteln35. Von diesem Wertermittlungsstichtag ist der 
Qualitätsstichtag zu unterscheiden. Er bezeichnet den 
Zeitpunkt, auf den sich der für die Wertermittlung maß-
gebliche Grundstückszustand bezieht (§ 4 Abs. 1 Satz 1 
ImmoWertV). Der Qualitätsstichtag für den Anfangswert 
ist grundsätzlich durch den Zeitpunkt des beginnenden 
Sanierungseinflusses bestimmt und damit dem Werter-
mittlungsstichtag vorgelagert36. Dies schließt es aus, die 
Behauptung fehlender Kausalität als „Einwendung“ ge-
gen den Erhebungsanspruch zu behandeln mit der Folge, 
dass der Kläger für die diese Einwendung tragenden Um-
stände beweispflichtig wird37. Ob eine Bewertung auf zu-
treffenden Voraussetzungen beruht, dürfen die Verwal-
tungsgerichte in vollem Umfang prüfen.38 

BauGB, 2. Aufl. 2017, § 28 Rn. 2; Spieß, in: Jäde/Dirnberger, 

BauGB, 9. Aufl. 2018, § 28 Rn. 12 i.V.m. Rn. 2; Reidt, in: Bat-

tis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 14. Aufl. 2019, § 28 Rn. 2; Pae-

tow, in: Berliner Kommentar zum BauGB, Stand 04.2020, § 28 

Rn. 10; Köster, in: Schrödter, BauGB, 9. Aufl. 2019, § 28 Rn. 8; 

Wirsig/Beathalter, VBlBW 2019, 309 <313>, jew. m.w.N. 

33  Stemmler, in: Berliner Kommentar zum BauGB, Stand 4.2020, § 

153 Rn. 8. 

34  BVerwG, B. v. 15.03.2018 - 4 B 66.17 - ZfBR 2018, 478 Rn. 10. 

35  BVerwG, Urt. v. 27.11.2014 - 4 C 31.13 - NVwZ 2015, 531 Rn. 

6. 

36  BVerwG, B. v. 15.03.2018 - 4 B 66.17 - ZfBR 2018, 478 Rn. 11 

f.; Kleiber/Fieseler, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 

BauGB, Stand 2.2020, § 154 Rn. 96 und Rn. 131 ff.; Kleiber, 

Verkehrswertermittlung von Grundstücken, 9. Aufl. 2020, VI 

Rn. 318 ff. und 556). 

37  Zum Erschließungsbeitragsrecht BVerwG, Urt. v. 11.07.2007 - 9 

C 5.06 - BVerwGE 129, 100 Rn. 53. 

38  BVerwG, B. v. 24.07.2020 – 4 B 18.19 – juris – Sanierungsaus-

gleichsbeträge, m. Hinw. auf BVerwG, Urt. v. 27.11.2014 - 4 C 
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8. Negativplanung 

Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB haben die Gemeinden die 
Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit dies für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich 
ist. Dies bestimmt sich nach der planerischen Konzeption 
der Gemeinde39. Nicht erforderlich im Sinne des § 1 Abs. 
3 Satz 1 BauGB sind allerdings Pläne, die einer positiven 
Planungskonzeption entbehren und ersichtlich der Förde-
rung von Zielen dienen, für deren Verwirklichung die 
Planungsinstrumente des BauGB nicht bestimmt sind40. 
Ungeachtet dieses Verbots einer Negativplanung darf die 
Gemeinde mit den Mitteln des Bauplanungsrechts städ-
tebauliche Ziele verfolgen, die mehr auf Bewahrung als 
auf Veränderung der vorhandenen Situation zielen41. 
Dies schließt die Befugnis ein, Freiräume mit Mitteln der 
Bauplanung zu erhalten.42 

9. Beachtlichkeit von Fehlern (§ 214 BauGB) 

Nach § 1 Abs. 8 i.V.m. § 2 Abs. 4 BauGB hat die Ge-
meinde im Verfahren zur Änderung eines Bebauungs-
plans für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 
6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzu-
führen. Gemäß § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB ist ferner ein 
Umweltbericht zu erstellen, in dem die voraussichtlich 
erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und be-
wertet werden. Der Umweltbericht ist zusammen mit 
dem Entwurf des Bebauungsplans nach § 3 Abs. 2 Satz 1 
BauGB öffentlich auszulegen und gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB der Begründung beizufügen. 

Wird hiergegen verstoßen, ist der Fehler nach § 214 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 3 BauGB beachtlich43. Daran ändert § 214 
Abs. 2a Nr. 1 BauGB a.F. nichts. Die Norm ist durch Art. 
1 Nr. 30 der Städtebaurechtsnovelle 201344 mit Wirkung 
zum 20.09.2013 aufgehoben worden; sie war bereits vor-
her nicht (mehr) anwendbar, weil sie mit Unionsrecht un-
vereinbar war.45 

10. Mängelrüge nach § 215 BauGB 

§ 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB verlangt eine Substantiierung 
und Konkretisierung der geltend gemachten Mängel. Der 

 

31.13 - Buchholz 406.11 § 154 BauGB Nr. 7 Rn. 12; Urt. v. 

17.05.2002 - 4 C 6.01 - Buchholz 406.11 § 154 BauGB Nr. 4 S. 

12 f. 

39  BVerwG, Urt. v. 10.09.2015 - 4 CN 8.14 - BVerwGE 153, 16 Rn. 

11. 

40  BVerwG, Urt. v. 27.03.2013 - 4 C 13.11 - BVerwGE 146, 137 

Rn. 9 m.w.N. 

41  BVerwG, B. v. 18.12.1990 - 4 NB 8.90 - Buchholz 406.11 § 9 

BauGB Nr. 47 S. 44. 

42  BVerwG, B. v. 07.05.2020 – 4 BN 13.20 – juris - § 215 BauGB. 

43  BVerwG, Urt. v. 04.11.2015 - 4 CN 9.14 - BVerwGE 153, 174 

Rn. 29. 

44  Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und 

Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts 

vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548). 

45  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 – 4 CN 5.18 – BauR 2020, 1726 = 

NVwZ 2020, 1686 = ZfBR 2020, 850 m. Anm. Christoph Külp-

mann, jurisPR-BVerwG 23/2020 Anm. 3 - § 13a BauGB "Marr-

bachöschle“, m. Hinw. auf EuGH, Urt. v. 18.04.2013 - C-463/11 

Gemeinde soll durch die Darlegung die Prüfung ermög-
licht werden, ob Anlass besteht, in eine Fehlerbehebung 
einzutreten („Anstoßfunktion“ der Rüge). Darüber hin-
aus wird durch die schriftliche Darlegung der Kreis der 
präkludierten Rügen bestimmt. Dazu reicht eine nur pau-
schale Rüge nicht aus46. 

Art. 11 der UVP-RL47 steht dem nicht entgegen, da die 
Richtlinie insoweit nur für UVP-pflichtige Vorhaben 
Wirkungen entfaltet.48 

Die in § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB genannten Rechtsver-
stöße werden unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb ei-
nes Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungs-
plans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde - gegenüber dem Gericht genügt nicht49 - unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind. Eine ausreichend er-
hobene Rüge gilt zu Gunsten von jedermann („inter om-
nes“)50. Will ein Gericht eine Entscheidung ganz oder 
teilweise darauf stützen, dass Fehler nach § 215 Abs. 1 
Satz 1 BauGB unbeachtlich geworden sind, muss es in 
Rechnung stellen, dass nur die Gemeinde Kenntnis aller 
erhobenen Rügen hat, während dem Antragsteller zu sei-
nen Gunsten wirkende Rügen Dritter unbekannt sein 
können.51 Das Vorbringen zu anderen - vermeintlichen - 
Mängeln des Plans genügt für eine Rüge nach § 215 Abs. 
1 Satz 1 BauGB auch dann nicht, wenn bei dieser Gele-
genheit die Verfahrensart erwähnt wird.52 

II. Planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorha-
ben 

Vor allem mit dem Innen- und Außenbereich befasste 
sich das Gericht im Berichtszeitraum. Dabei stand wie 
schon in den vergangenen Jahren die Windenergie im 
Blickpunkt. Trotz beachtlicher Kritik53 hat das BVerwG 
an seinem System der Stufenprüfung und an den an die 

- BRS 80 Nr. 1 Rn. 44; BVerwG, Urt. v. 04.11.2015 - 4 CN 9.14 

- BVerwGE 153, 174 Rn. 27. 

46  BVerwG, B. v. 11.09.2019 - 4 BN 17.19 - ZfBR 2020, 66 Rn. 6 

und 8 und v. 25.09.2019 - 4 BN 13.19 - juris Rn. 5 und 7 m.w.N. 

47  Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 13.12.2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. 2012 L 26 

S. 1). 

48  BVerwG, B. v. 07.05.2020 – 4 BN 13.20 –, juris - § 215 BauGB. 

49  BVerwG, B. v. 21.08.2018 - 4 BN 44.17 - BauR 2018, 1982. 

50  BVerwG, B. v. 02.01.2001 - 4 BN 13.00 - Buchholz 406.11 § 215 

BauGB Nr. 17 S. 2. 

51  BVerwG, B. v. 16.12.2019 – 4 BN 16.19 – UPR 2020, 190 = 

NVwZ 2020, 967 = BauR 2020, 827 = ZfBR 2020, 268 m. Anm. 

Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 6/2020 Anm. 5 - § 215 

Abs. 1 BauGB. 

52  BVerwG, B. v. 07.05.2020 – 4 BN 13.20 – juris - § 215 BauGB. 

53  Sauthoff, DVBl 2021, #. 
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Konzentrationsplanung gestellten erheblichen Hürden 
festgehalten54. 

1. § 34 BauGB 

Der die nähere Umgebung im Sinne von § 34 Abs. 1 Satz 
1 BauGB bildende Bereich reicht so weit, wie sich die 
Ausführung des zur Genehmigung gestellten Vorhabens 
auswirken kann und wie die Umgebung ihrerseits den bo-
denrechtlichen Charakter des Baugrundstücks prägt oder 
doch beeinflusst. Hierzu kann auch eine bereits verwirk-
lichte Bebauung in einem durch (einfachen, vorhabenbe-
zogenen oder qualifizierten) Bebauungsplan überplanten 
Gebiet gehören.55 

2. Konzentrationszonenplanung (§ 35 Abs. 3 S. 3 
BauGB) 

Die Ausarbeitung des Planungskonzepts vollzieht sich 
abschnittsweise. In einem ersten Arbeitsschritt sind die-
jenigen Bereiche als "Tabuzonen" zu ermitteln, die für 
die Nutzung der Windenergie nicht zur Verfügung ste-
hen. Die Tabuzonen lassen sich in "harte" und "weiche" 
untergliedern. Der Begriff der harten Tabuzonen dient 
der Kennzeichnung von Gemeindegebietsteilen, die für 
eine Windenergienutzung, aus welchen Gründen immer, 
nicht in Betracht kommen, mithin für eine Windenergie-
nutzung "schlechthin" ungeeignet sind (nicht der Abwä-
gung unterliegende Planungshindernisse)56. 

Die Gemeinde hat in der dem Flächennutzungsplan nach 
§ 5 Abs. 5 BauGB beizufügenden Begründung u.a. nach-
vollziehbar darzulegen, welche Flächen aus zwingenden 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen für eine Wind-
energienutzung ausscheiden. An dieser Verpflichtung hat 
sie den Umfang ihrer Ermittlungen auszurichten und die 
Ergebnisse in der Begründung zu dokumentieren. 

Eine hilfsweise Behandlung als weiches Tabukriterium 
setzt zwingend voraus, dass der Plangeber sich die Un-
terschiede zwischen harten und weichen Tabukriterien 
bewusst macht, den mit einem Wechsel von einem harten 
zu einem weichen Tabu verbundenen „fundamentalen“ 
Perspektivwechsel auch tatsächlich vollzieht und dies in 
den Aufstellungsvorgängen hinreichend eindeutig doku-
mentiert. 

Einen Rechtssatz, wonach den Gemeinden ein Beurtei-
lungsspielraum im Sinne eines der gerichtlichen Prüfung 

 

54  Stüer, DVBl 2013, 1107. Zu einem Überblick über die damalige 

Rechtsprechung Stüer/Vildomec, 1998, 427; Stüer/Garbrock, 

ZfBR 2014, 647. Zur BauGB-Novelle 2014 Stüer/Krautzberger, 

BauR 2014, 1403. 

55  BVerwG, B. v. 22.10.2020 – 4 B 18.20 – juris – Einfügen nach 

der zu überbauenden Grundstücksfläche. 

56  Stüer, Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, 2015, Rdn. 

2905. 

57  BVerwG, B. v. 30.01.2019 - 4 BN 4.18 - juris Rn. 6. 

58  BVerwG, Urt. v. 13.12.2012 - 4 CN 1.11 - BVerwGE 145, 231 

Rn. 10 und 12. 

59  BVerwG, Urt. v. 17.12.2002 - 4 C 15.01 - BVerwGE 117, 287 

<300> und v. 13.12.2018 - 4 CN 3.18 - NVwZ 2019, 491 Rn. 26. 

entzogenen Exekutivvorbehalts bei Auswahl und Bewer-
tung der von ihr herangezogenen harten Tabukriterien 
zuzubilligen ist, hat das BVerwG abgelehnt. 

Der Plangeber hat der Rechtsprechung des BVerwG nur 
in Bezug auf die Festlegung von weichen Tabuzonen ei-
nen Bewertungsspielraum, nicht aber bezüglich der har-
ten Tabukriterien57. Denn „harte“ und „weiche“ Tabukri-
terien unterliegen unterschiedlichen Rechtsregimen (§ 1 
Abs. 3 Satz 1 BauGB einerseits, § 1 Abs. 7, § 2 Abs. 3 
BauGB andererseits)58. Die Gemeinden haben bei der 
Markierung harter Tabuzonen jedoch eine „Typisie-
rungsbefugnis“, wie z.B. im Zusammenhang mit der Be-
stimmung eines den Anforderungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 
BImSchG Rechnung tragenden Mindestabstandes zum 
Schutz einer Wohnbebauung vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Schallimmissionen von Windener-
gieanlagen. Danach ist die Gemeinde berechtigt, den 
maßgeblichen Parametern, wie etwa Windrichtung und -
geschwindigkeit, Leistungsfähigkeit der Anlagen oder 
Tonhaltigkeit der Rotorgeräusche, in mehr oder weniger 
pauschaler Weise Rechnung zu tragen59. 

Harte Tabuzonen sind nur solche Flächen, deren Bereit-
stellung für die Windenergienutzung an § 1 Abs. 3 Satz 
1 BauGB scheitert, weil dem auf unabsehbare Zeit un-
überwindbare rechtliche oder tatsächliche Hindernisse 
entgegenstehen. Dies muss in der Begründung zum Flä-
chennutzungsplan nachvollziehbar dargelegt werden60. 
Zudem muss in der Begründung dokumentiert sein, dass 
sich die Gemeinde auf der ersten Stufe des Planungspro-
zesses den Unterschied zwischen harten und weichen 
Tabuzonen bewusst gemacht hat61. 

Weiche Tabukriterien sind der Ebene der Abwägung (§ 1 
Abs. 7, § 2 Abs. 3 BauGB) zuzuordnen; folglich muss der 
Plangeber seine Entscheidung für weiche Tabuzonen 
rechtfertigen. Dazu muss er aufzeigen, wie er die eigenen 
Ausschlussgründe bewertet, d.h. kenntlich machen, dass 
er einen Bewertungsspielraum hat, und die Gründe für 
seine Wertung offen legen. Andernfalls scheitert seine 
Planung unabhängig davon, welche Maßstäbe an die 
Kontrolle des Abwägungsergebnisses anzulegen sind, 
schon an dem fehlenden Nachweis, dass er die weichen 
Tabukriterien auf der Stufe der Abwägung in die Planung 
eingestellt hat62. 

Es entsprach ständiger Rechtsprechung des Oberverwal-
tungsgerichts Münster63, Flächennutzungspläne mit den 
Wirkungen des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB im Falle eines 

60  BVerwG, B. v. 07.05.2018 - 4 BN 23.17 - ZfBR 2018, 598 Rn. 

26. 

61  BVerwG, Urt. v. 13.12.2012 - 4 CN 1.11 - BVerwGE 145, 231 

Rn. 11. 

62  BVerwG, Urt. v. 13.12.2012 - 4 CN 1.11 - BVerwGE 145, 231 

Rn. 13. 

63  OVG Münster, Urt. v. 01.07.2013 - 2 D 46/12 - DVBl. 2013, 

1129, v. 22.09.2015 - 10 D 82/13.NE - ZfBR 2016, 52, v. 

05.07.2017 - 7 D 105/14.NE - BauR 2017, 1653, v. 06.12.2017 - 

7 D 100/15.NE - BauR 2018, 468 und v. 06.03.2018 - 2 D 

95/15.NE - ZNER 2018, 171. 
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beachtlichen Abwägungsmangels insgesamt für unwirk-
sam zu erklären. Inzwischen hat das BVerwG jedoch ent-
schieden64, dass sich der Ausspruch der Unwirksamkeit 
einer fehlerhaften Konzentrationszonenplanung auf die 
Beseitigung der Ausschlusswirkung beschränkt.65 

Es könnte sich empfehlen dieses System strenger Prü-
fungsanforderungen zu überdenken und den Spielraum 
der planenden Gemeinden und der Träger der Regional-
planung zu erweitern. Vielleicht könnte auch ein Macht-
wort des Gesetzgebers zu einer klareren Konturierung 
des Stufensystems beitragen. Denn den hohen Anforde-
rungen, wie sie die Rechtsprechung mit einem lückenlo-
sen, in jeder Hinsicht abgesicherten Konzept verlangt, 
wird die Praxis vielfach nicht gerecht werden können. 
Das Ergebnis vielfach unwirksamer Planungen auf kom-
muner und regionaler Planung mag zwar aus der Sicht 
der Förderung der Windenergie zu begrüßen sein. Ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen Privilegierung und 
planerischer Steuerung, wie es bei Einführung des § 35 
Abs. 3 S. 3 BauGB66 geplant und in dem Kölner Nassaus-
kiesungs-Urteil67 beschrieben war, ist damit allerdings 
wohl etwas in die Ferne gerückt.68 

3. Windenergieanlagen - Prioritätsprinzip 

Stehen zwei immissionsschutzrechtlich genehmigungs-
bedürftige Anlagen in einer echten Konkurrenzsituation, 
befinden sich beide (potenziell) sowohl in der Rolle des 
Störers als auch des Gestörten und stimmt die Art der 
Störung überein, ist es regelmäßig sachgerecht und damit 
rechtlich geboten, die Frage des Vorrangs nach dem Pri-
oritätsprinzip zu beantworten. Das Prioritätsprinzip gilt 
auch im Verhältnis von immissionsschutzrechtlichem 
Vorbescheid und Genehmigung. 

Zwar wird ein immissionsschutzrechtlicher Vorbescheid 
gegenstandslos, wenn die für dasselbe Vorhaben erteilte 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 18 
BImSchG erloschen ist69. Nach dieser Vorschrift erlischt 
die Genehmigung, wenn innerhalb einer von der Geneh-
migungsbehörde gesetzten angemessenen Frist nicht mit 
der Errichtung oder dem Betrieb der Anlage begonnen 
worden ist. Die in dem Bescheid geregelte Drei-Jahres-
Frist beginnt erst mit der Bestandskraft des Bescheides. 

Die Turbulenzintensität einer Windenergieanlage ist eine 
auch als Nachlaufeffekt bezeichnete Wirkung: Die Ro-
torblätter der Anlage entziehen dem Wind Bewegungs-
energie, der im Übrigen ungehindert an ihr vorbeiströmt. 

 

64  BVerwG, Urt. v. 13.12.2018 - 4 CN 3.18 - NVwZ 2019, 491. 

65  BVerwG, B. v. 16.12.2019 – 4 BN 30.19 – ZfBR 2020, 373 – 

Konzentrationszonenplanung, so auch schon OVG Lüneburg, 

Urt. v. 23.01.2014 - 12 KN 285/12 - BauR 2014, 838, v. 

03.12.2015 - 12 KN 216/13 - ZNER 2016, 88, v. 23.06.2016 - 12 

KN 64/14 - NuR 2016, 706 und v. 05.03.2018 - 12 KN 144/17 - 

ZfBR 2018, 471; OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 10.11.2015 - 

10 A 7/13 - BauR 2016, 617. 

66  Stüer/Vildomec, BauR 1996, 427. 

67  BVerwG, Urt. v. 22.05.1987 – 4 C 57.84 – BVerwGE 77, 300 = 

DVBl 1987, 1008. 

68  Krautzberger/Stüer, BauR 2020, 1708 (1720). 

Auf der windabgewandten Seite entstehen unterschiedli-
che Windgeschwindigkeiten, die infolge der Rotorbewe-
gung einen Luftwirbel bilden. Auf eine windabgewandte 
Anlage in geringer Entfernung wirken damit wechselnde 
Lasten ein, die zu einem höheren Verschleiß bis hin zu 
einer Gefährdung der Standsicherheit führen können. Die 
Beeinträchtigung wird vermieden, wenn bei bestimmten 
Windrichtungen eine der Anlagen abgeschaltet wird. 
Dies kann die Anlage sein, die im Wind steht, aber auch 
die windabgewandte Anlage, die im Trudelbetrieb grö-
ßere Lasten aufnehmen kann70. 

Die Turbulenzintensität ist für die Erteilung der immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigung zu prüfen. Über sie 
kann daher nach § 9 Abs. 1 BImSchG im Vorbescheid 
entschieden werden. Die Genehmigung setzt nach § 6 
Abs. 1 Nr. 1 BImSchG u.a. voraus, dass die sich aus § 5 
BImSchG ergebenden Pflichten erfüllt werden. Danach 
sind genehmigungsbedürftige Anlagen u.a. so zu errich-
ten und zu betreiben, dass zur Gewährleistung eines ho-
hen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt schädliche 
Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen wer-
den können (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG). Turbulenzen 
sind Immissionen im Sinne von § 3 Abs. 2 BImSchG, 
weil sie auf sonstige Sachgüter einwirken und jedenfalls 
Umwelteinwirkungen sind, die Erschütterungen äh-
neln71. Die Turbulenzintensität kann Bedeutung auch 
nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG erlangen. Danach setzt 
die Erteilung der Genehmigung voraus, dass andere öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften der Errichtung und dem 
Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. Regelmäßig 
schützt das Bauordnungsrecht die Standsicherheit be-
nachbarter Anlagen. So darf nach Maßgabe des jeweili-
gen Landesrechts72 eine bauliche Anlage die Standsicher-
heit anderer baulicher Anlagen und die Tragfähigkeit des 
Baugrundes der Nachbargrundstücke nicht gefährden73. 
Schließlich steht einer nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im 
Außenbereich privilegierten Anlage der Belang des § 35 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BauGB entgegen, wenn sie schädliche 
Umwelteinwirkungen hervorrufen kann. 

Die Immissionsschutzbehörde muss auf einen Antrag hin 
tätig werden (vgl. § 22 Satz 2 Nr. 1 VwVfG), hat jedes 
Verwaltungsverfahren zügig durchzuführen (§ 10 Satz 2 
VwVfG) und darf gleichliegende Verfahren nicht ohne 
sachlichen Grund unterschiedlich behandeln (Art. 3 Abs. 
1 GG), so dass sie einen früher eingegangenen Antrag 

69  Hansmann/Ohms, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand 

2.2020, § 18 BImSchG Rn. 11; Jarass, BImSchG, 12. Aufl. 2017, 

§ 18 Rn. 2. 

70  Albrecht/Zschiegner, UPR 2019, 90 <91>. 

71  OVG Koblenz, Urt. v. 26.06.2018 - 8 A 11691/17 - ZfBR 2018, 

689 <690>. 

72  Etwa § 15 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW 2000 (GV. NRW. 2000 S. 

256) bzw. § 12 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW 2018 (GV. NRW. 2018 

S. 421. 

73  BVerwG, Urt. v. 21.12.2017 - 4 C 7.16 - Buchholz 406.25 § 67 

BImSchG Nr. 10 Rn. 12. 
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grundsätzlich auch früher zu bearbeiten hat74. Diese 
Pflicht ist auch für die materiell-rechtliche Frage von Be-
deutung, welcher Anlage der Vorrang zukommt. Sie ist 
ein Ordnungsprinzip75, von dem die Behörde nur mit hin-
reichenden Gründen abweichen darf. Fehlen solche 
Gründe, gebührt dem früheren Vorhaben der Vorrang. 
Diese Sichtweise entspricht - soweit ersichtlich - der ganz 
herrschenden Praxis76. 

Ob und mit welchen Maßgaben das Prioritätsprinzip zur 
Lösung anderer Konflikte sachgerecht ist, spielt nach 
Auffassung des BVerwG keine Rolle. Dies gilt etwa für 
die Frage, nach welchen Maßstäben eine Summationsbe-
trachtung im Habitatschutzrecht durchzuführen ist77, o-
der für die Frage, ob das Prioritätsprinzip in anderen 
Konstellationen geeignet ist, sachwidrige „Windhund-
rennen“ zwischen Investoren auszulösen78. 

Das Prioritätsprinzip gilt auch im Verhältnis von immis-
sionsschutzrechtlichem Vorbescheid und Genehmigung. 
Der Vorbescheid nimmt mit verbindlicher Wirkung einen 
Ausschnitt aus dem feststellenden Teil einer etwaigen 
späteren Anlagengenehmigung vorweg79. Soweit der 
Vorbescheid über eine Genehmigungsvoraussetzung o-
der über den Standort der Anlage endgültig entscheidet, 
kommt ihm grundsätzlich die gleiche uneingeschränkte 
Bindungswirkung zu wie einer (Voll-)Genehmigung80. 
Er kann daher, wie geschehen, den Vorrang einer Anlage 
an einem bestimmten Standort hinsichtlich eines be-
stimmten Konflikts sichern. Ob er eine solche Entschei-
dung trifft, ist gegebenenfalls durch Auslegung zu be-
stimmen81. 

Der Anwendung des Prioritätsprinzips lässt sich nicht 
entgegenhalten, der Vorbescheid sei schwächer als die 
Genehmigung, weil er zwar Genehmigungsvorausset-
zungen feststelle, aber den Bau nicht freigebe und die 
Konflikte erst mit dem Bau aufträten82. Das Fehlen der 
Baufreigabe lässt die rechtliche Bindung durch den Vor-
bescheid unberührt. Er entscheidet stets Konflikte, die 
erst mit dem Bau tatsächlich auftreten. Dass der Vorbe-
scheid mit weniger Aufwand als eine Genehmigung zu 

 

74  BVerwG, Urt. v. 15.05.2019 - 7 C 27.17 - BVerwGE 165, 340 

Rn. 28. 

75  Rolshoven, NVwZ 2006, 516 <522>. 

76  Zusammenfassend Sittig-Behm, in: Maslaton, Windenergieanla-

gen, 2. Aufl. 2018, Kapitel 2 Rn. 194 ff. In diese Richtung auch 

OVG Greifswald, B. v. 28.03.2008 - 3 M 188/07 - BauR 2008, 

1562 <1566>; OVG Weimar, B. v. 17.07.2012 - 1 EO 35/12 - 

ZNER 2012, 443 <444>. 

77  BVerwG, Urt. v. 15.05.2019 - 7 C 27.17 - BVerwGE 165, 340 

Rn. 21 f. 

78  BVerwG, Urt. v. 03.04.2008 - 4 CN 3.07 - BVerwGE 131, 86 Rn. 

17 und vom 17.10.2019 - 4 CN 8.18 - NVwZ 2020, 399 Rn. 34. 

79  BVerwG, Urt. v. 30.06.2004 - 4 C 9.03 - BVerwGE 121, 182 

<189 f.>. 

80  Storost, in: Ule/Laubinger/Repkewitz, BImSchG, Stand 2.2020, 

§ 9 Rn. D 5. 

81  OVG Koblenz, B. v. 18.06.2018 - 8 B 10260/18 - UPR 2019, 111 

Rn. 21. 

82  Gatz, Windenergieanlagen in der Verwaltungs- und Gerichtspra-

xis, 3. Aufl. 2019, Rn. 544 f. 

erlangen sein mag, steht einer Rangsicherung nicht ent-
gegen. 

Für den Vorrang ist nach Auffassung des BVerwG der 
Zeitpunkt maßgeblich, an dem ein prüffähiger Genehmi-
gungsantrag vorliegt83. Prüffähige Unterlagen liegen 
dann vor, wenn die Unterlagen sich zu allen rechtlich re-
levanten Aspekten des Vorhabens verhalten und die Be-
hörde in die Lage versetzen, den Antrag unter Berück-
sichtigung dieser Vorgaben näher zu prüfen. Nicht voll-
ständig sind Unterlagen dann, wenn sie rechtlich rele-
vante Fragen vollständig ausblenden. Für einen Vorbe-
scheid bedarf es auch der Unterlagen, die eine vorläufige 
positive Gesamtbeurteilung ermöglichen84. Die Unterla-
gen müssen allerdings nicht schon die Genehmigungsfä-
higkeit belegen. Es ist also nicht erforderlich, dass ein 
vorzulegendes Gutachten der Prüfung in jeder Hinsicht 
standhält und keine weiteren fachlichen Fragen aufwirft. 

Für das Prioritätsprinzip streitet der Vorsprung des An-
tragstellers, der alles Erforderliche getan hat, um die Prü-
fung durch die Behörde zu ermöglichen. Diese trifft so-
wohl bei der Genehmigung als auch beim Vorbescheid 
eine einheitliche Entscheidung über das jeweilige Prüf-
programm. Eine Unterscheidung nach Einzelfragen wäre 
kaum praktikabel und im Übrigen geeignet, eine Pattsi-
tuation zu erzeugen, wenn bei einer echten Konkurrenz 
in Einzelfragen mal die eine, mal die andere Anlage einen 
Vorrang für sich beanspruchen könnte. Auch Regelungen 
in anderen Zusammenhängen halten jeweils die Vollstän-
digkeit der Antragsunterlagen für maßgeblich (§ 3 Abs. 
1 Satz 2 SeeAnlG; § 12 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 
UVPG; § 4 Abs. 3 Satz 2 der 26. BImSchV). Soweit es 
zu einem offenkundigen Rechtsmissbrauch kommen 
könnte, kann die Rechtspraxis mit herkömmlichen 
Rechtsfiguren wie etwa fehlendem Sachbescheidungsin-
teresse oder einer Ausnahme vom Prioritätsprinzip rea-
gieren.85 

Ob allerdings bereits vollständige Antragsunterlagen zu 
einem Vorrang des beantragten Vorhabens führen kön-
nen, ist doch im Hinblick auf die Rechtsprechung des 

83  OVG Koblenz, B. v. 22.02.2019 - 8 B 10001/19 - NVwZ-RR 

2019, 990 Rn. 8; VGH München, B. v. 13.05.2014 - 22 CS 

14.851 - BeckRS 2014, 52078 Rn. 13; Gatz, Windenergieanlagen 

in der Verwaltungs- und Gerichtspraxis, 3. Aufl. 2019, Rn. 541; 

Sittig-Behm, in: Maslaton, Windenergieanlagen, 2. Aufl. 2019, 

Kapitel 2 Rn. 207 m.w.N. in Fn. 623. 

84  Jarass, BImSchG, 12. Aufl. 2017, § 9 Rn. 11; Storost, in: 

Ule/Laubinger/Repkewitz, BImSchG, Stand 2.2020, § 9 Rn. B 7; 

Wirths, in: Führ, GK-BImSchG, 2. Aufl. 2019, § 9 Rn. 43; Pe-

schau, in: Feldhaus, Bundesimmissionsschutzrecht, Stand 

2.2020, § 9 BImSchG Rn. 15 ff.; vgl. BVerwG, Urt. v. 

09.07.1982 - 7 C 54.79 - Buchholz 451.171 AtG Nr. 11 S. 10; 

a.A. Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand 

2.2020, § 9 BImSchG Rn. 41 ff. 

85  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 – 4 C 3.19 – ZfBR 2020, 774 = 

NVwZ 2020, 1434 = BauR 2020, 1761 m. Anm. Claudia Schop-

pen, jurisPR-UmwR 10/2020 Anm. 1, Christoph Külpmann, ju-

risPR-BVerwG 21/2020 Anm. 2, Martin Maslaton, NVwZ 2020, 

1437 - Konkurrenz benachbarter Windenergieanlagen. 
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BVerwG zum Fachplanungsrecht eher zweifelhaft. Denn 
andere Pläne und Projekte sind nach der Rechtsprechung 
des 9. Senats des BVerwG in die Verträglichkeitsprüfung 
(Summationsprüfung) nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG 
erst dann einzubeziehen, wenn ihre Auswirkungen und 
damit das Ausmaß der Summationswirkung verlässlich 
absehbar sind. Das ist grundsätzlich nicht schon mit Ein-
reichung prüffähiger Unterlagen oder der Auslegung der 
Unterlagen, sondern erst dann der Fall, wenn die erfor-
derlichen Zulassungsentscheidungen erteilt sind.86 

4. Abschaltanordnung für Windenergieanlage 

Der Tatbestand des Tötungs- und Verletzungsverbots mit 
Blick auf die bei einer Windkraftanlage nie völlig auszu-
schließende Gefahr von Kollisionen geschützter Tiere ist 
nur dann erfüllt, wenn das Vorhaben dieses Risiko in ei-
ner für die betroffene Tierart signifikanten Weise er-
höht87. Der hierzu entwickelte Wahrscheinlichkeitsmaß-
stab gilt auch für eine nachträgliche Abschaltanordnung. 

Das anhand einer wertenden Betrachtung auszufüllende 
Kriterium der Signifikanz trägt dem Umstand Rechnung, 
dass für Tiere bereits vorhabenunabhängig ein allgemei-
nes Tötungs- und Verletzungsrisiko besteht, welches sich 
nicht nur aus dem allgemeinen Naturgeschehen ergibt, 
sondern auch dann sozialadäquat sein kann und deshalb 
hinzunehmen ist, wenn es zwar vom Menschen verur-
sacht ist, aber nur einzelne Individuen betrifft. Denn tie-
risches Leben existiert nicht in einer unberührten, son-
dern in einer von Menschen gestalteten Landschaft. Nur 
innerhalb dieses Rahmens greift der Schutz des § 44 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG. Umstände, die für die Beurteilung der 
Signifikanz eine Rolle spielen, sind insbesondere artspe-
zifische Verhaltensweisen, häufige Frequentierung des 
durchschnittenen Raums und die Wirksamkeit vorgese-
hener Schutzmaßnahmen, darüber hinaus gegebenenfalls 
auch weitere Kriterien im Zusammenhang mit der Biolo-
gie der Art88. Eine signifikante Steigerung des Tötungs-
risikos erfordert Anhaltspunkte dafür, dass sich dieses 
Risiko durch den Betrieb der Anlage deutlich steigert; da-
für genügt weder, dass einzelne Exemplare etwa durch 
Kollisionen zu Schaden kommen, noch, dass im Ein-
griffsbereich überhaupt Exemplare betroffener Arten an-
getroffen worden sind89. Dieser Maßstab gilt auch für die 
nachträgliche Anordnung der zeitweisen Abschaltung ei-
ner immissionsschutzrechtlich genehmigten Windener-
gieanlage zur Durchsetzung des artenschutzrechtlichen 
Tötungs- und Verletzungsverbots.90 

 

86  BVerwG, Urt. v. 15.05.2019 – 7 C 22.17 – DVBl 2020, 191 m. 

Anm. Stüer/Stüer, DVBl 2020, 197, zu OVG Münster, Urt. v. 

16.06.2015 – 8 D 99/13.AK – DVBl 2016, 1191 m. Anm. Stüer 

1199 (Lünen-Trianel), m. Hinw. auf die st.Rspr. des BVerwG, 

etwa Urt. v. 21.05.2008 – 9 A 68.07 – Buchholz 406.400 § 34 

BNatSchG 2002 Nr. 1 und v. 09.02.2017 – 7 A 2.15 – BVerwGE 

158, 1 Rn. 219. 

87  Nunmehr § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG. 

88  Urt. v. 09.07.2008 - 9 A 14.07 - BVerwGE 131, 274 Rn. 91, v. 

06.04.2017 - 4 A 16.16 - NuR 2018, 255 Rn. 73 ff. und v. 

27.11.2018 - 9 A 8.17 - BVerwGE 163, 380 Rn. 98 f. 

89  BVerwG, Urt. v. 09.07.2009 - 4 C 12.07 – Buchholz 442.40 § 8 

LuftVG Nr. 35 Rn. 42. 

5. Windfarm 

Der in Art. 82 und 83 BayBauO angeordnete Abstand 
von 10 H zu Wohngebäuden in Gebieten mit Bebauungs-
plänen bzw. innerhalb zusammenhängend bebauter Ort-
steile, der eine Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB entfallen lässt, entfaltet nach dem Bay. Landes-
recht keine nachbarschützende Wirkung91. Daran ist das 
Revisionsrecht gebunden. 

Wie sich aus § 3c Satz 1 UVPG a.F. i.V.m. Nr. 1.06.2 der 
Anlage 1 zum UVPG sowie § 3c Satz 2 UVPG a.F. i.V.m. 
Nr. 1.06.3 der Anlage 1 zum UVPG ergibt, unterliegen 
Windfarmen mit drei bis weniger als 20 Windkraftanla-
gen keiner UVP-Pflicht, sondern nur einer UVP-Vorprü-
fungspflicht. Erst aufgrund des Ergebnisses der Vorprü-
fung kann gegebenenfalls eine UVP-Pflicht bestehen. 

Das Bundesrecht kennt hinsichtlich der räumlichen Zu-
ordnung von Windenergieanlagen, die eine Windfarm 
bilden, keine verbindlichen Bewertungsvorgaben. Es 
stellt keine standardisierten Maßstäbe oder Rechenver-
fahren zur Verfügung, die den Begriff der Windfarm in 
räumlich-gegenständlicher Hinsicht für die Praxis kon-
kretisieren und handhabbar machen. Daran hat auch § 2 
Abs. 5 und 11 UVPG n.F. nichts geändert, wobei offen-
bleiben kann, ob die Norm auf ältere Verfahren anzuwen-
den ist. Die Praxis von Behörden und Verwaltungsge-
richten, nach der ein Überschneiden oder Berühren der 
Einwirkungsbereiche von zwei Windenergieanlagen re-
gelmäßig verneint wird, wenn zwischen ihnen eine Ent-
fernung von mehr als dem Zehnfachen des Rotordurch-
messers liegt, ist kein Rechtssatz; der zehnfache Rotor-
durchmesser stellt in diesem Zusammenhang keinen 
rechtsverbindlichen Grenzwert („keine technische Wir-
kungsgröße“) dar92. Da im Recht der Umweltverträglich-
keitsprüfung maßgeblich auf Umweltauswirkungen ab-
zustellen ist, muss für die Zusammenfassung mehrerer 
Anlagen zu einer größeren Einheit danach gefragt wer-
den, ob sich ihre Umweltauswirkungen überlagern93. Zur 
Feststellung der Überlagerung der Umweltauswirkungen 
mehrerer Windenergieanlagen sind alle Schutzgüter des 
§ 2 Abs. 1 UVPG a.F. zu berücksichtigen. Hierzu gehö-
ren auch Tiere, Pflanzen und die biologische Viel-
falt94.Aufgrund besonderer tatsächlicher Umstände kann 
eine von typisierenden Bewertungsvorgaben losgelöste 
Einzelfallbeurteilung angebracht sein.95 

90  BVerwG, B. v. 07.01.2020 – 4 B 20.19 – Abschaltanordnung 

Windenergieanlage. 

91  VGH München, Urt. v. 10.07.2019 – 22 B 17/124 – ZNER 2019, 

562. 

92  BVerwG, B. v. 08.05.2007 - 4 B 11.07 - BauR 2007, 1698. 

93  BT-Drs. 14/4599 S. 94 f. 

94  BVerwG, Urt. v. 26.09.2019 - 7 C 7.18 - juris Rn. 24. 

95  BVerwG, B. v. 28.04.2020 – 4 B 39.19 – ZfBR 2020, 680 – 

Windfarm, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 08.05.2007 - 4 B 11.07 

-. 
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6. TA-Lärm 

Die Auslegung der TA Lärm unterliegt einer revisions-
gerichtlichen Kontrolle96. Dies kann selbst dann der Fall 
sein, wenn das Oberverwaltungsgericht sich zu einer tat-
richterlichen Bestimmung der Zumutbarkeitsgrenze be-
rufen sieht97 und die TA Lärm nach den von ihm gebil-
deten Obersätzen nur als Orientierungshilfe heranzieht.98 

7. LAI-Richtlinie Freizeitlärm 

Die von der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissi-
onsschutz (LAI) verabschiedete "Freizeitlärmrichtlinie" 
vom 06.03.2015 kann als Orientierungshilfe zur Bestim-
mung der Grenze der Zumutbarkeit herangezogen wer-
den, sofern sie für die Beurteilung der Erheblichkeit einer 
Lärmbelästigung im konkreten Streitfall brauchbare An-
haltspunkte liefert. Sie darf jedoch nicht schematisch an-
gewandt werden; die Zumutbarkeitsgrenze ist aufgrund 
einer umfassenden Würdigung aller Umstände des Ein-
zelfalls zu bestimmen99. Die Freizeitlärmrichtlinie 
schränkt entgegen der Ansicht der Beschwerde daher die 
tatrichterliche Würdigung auch nicht unter Beachtung 
von Art. 3 Abs. 1 GG dahingehend ein, dass das Gericht 
die Zumutbarkeit anhand deren Vorgaben zu prüfen 
hat.100 

III. BauNVO 

Im Bereich der BauNVO wurde bei den Schank- und 
Speisewirtschaften etwas nachgesteuert. Auch der Dau-
erbrenner der großflächigen Einzelhandelsbetriebe stand 
wieder auf dem Programm. 

1. Schank- und Speisewirtschaft im allgemeinen 
Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Eine Schank- und Speisewirtschaft, die im Sinne von § 4 
Abs. 2 Nr. 2 BauNVO der Versorgung eines allgemeinen 
Wohngebiets dient, ist zwar nicht generell gebietsunver-
träglich101, kann aber nach Maßgabe der Einzelfallum-
stände102 gegen das Gebot der Rücksichtnahme versto-
ßen.103 

2. Großflächiger Einzelhandel (§ 11 Abs. 3 BauGB) 

Großflächige Einzelhandelsbetriebe im Sinne von § 11 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO stellen einen eigenständigen 

 

96  BVerwG, Urt. v. 29.08.2007 - 4 C 2.07 - BVerwGE 129, 209 Rn. 

12 und B. v. 06.08.2018 - 7 B 4.18 - juris Rn. 4. 

97  BVerwG, Urt. v. 12.12.2019 - 8 C 3.19 - NVwZ-RR 2020, 533 

Rn. 29 und B. v. 17.07.2003 - 4 B 55.03 - Buchholz 406.19 Nach-

barschutz Nr. 166 S. 17 f. 

98  BVerwG, B. v. 01.07.2020 – 4 B 7.20 – juris – TA Lärm. 

99  BVerwG, Urt. v. 24.04.1991 - 7 C 12.90 - BVerwGE 88, 143 

<149> und v. 12.12. 2019 - 8 C 3.19 - DVBl. 2020, 1021 Rn. 29 

sowie B. v. 17.07.2003 - 4 B 55.03 - Buchholz 406.19 Nachbar-

schutz Nr. 166 Rn. 8 und v. 06.08.2018 - 7 B 4.18 - juris Rn. 4. 

100  BVerwG, B. v. 21.10.2020 – 4 B 4.20 – juris. 

101  BVerwG, Urt. v. 20.03.2019 - 4 C 5.18 - Buchholz 406.12 § 4 

BauNVO Nr. 21. 

102  BVerwG, B. v. 24.04.2017 - 1 B 22.17 - Buchholz 310 § 132 Abs. 

2 Nr. 1 VwGO Nr. 67 Rn. 4 und v. 08.08.2018 - 1 B 25.18 - 

Buchholz 402.242 § 60 Abs. 2 AufenthG Nr. 58 Rn. 12. 

Anlagentyp i.S.v. § 1 Abs. 9 BauNVO dar, und zwar un-
abhängig davon, ob von ihnen die in der Vorschrift be-
schriebenen Wirkungen ausgehen oder nicht. 

§ 1 Abs. 9 BauNVO gestattet – über § 1 Abs. 5 BauNVO 
hinausgehend -, einzelne Unterarten von Nutzungen, 
welche die Baunutzungsverordnung selbst nicht ange-
führt hat, mit planerischen Festsetzungen zu erfassen104. 
Differenzierungen nach § 1 Abs. 9 BauNVO dürfen sich 
indes nur auf bestimmte Anlagentypen beziehen. Zuläs-
sige Differenzierungskriterien können sowohl Gattungs-
bezeichnungen und ähnliche typisierende Beschreibun-
gen, aber auch auf die Größe einer Anlage bezogene Kri-
terien wie z.B. die Verkaufs- oder Geschossfläche sein. 
Die gewählten Kriterien müssen eine ausreichende Ab-
grenzung von anderen Anlagentypen gewährleisten und 
sich auf einen Anlagentyp beziehen, der in der sozialen 
und ökonomischen Realität bereits vorhanden ist105. Ein-
zelhandelsbetriebe, die im Sinne von § 11 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 BauNVO großflächig sind, stellen einen solchen ei-
genständigen Anlagentyp106 dar, und zwar unabhängig 
davon, ob von ihnen die in § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
BauNVO beschriebenen Wirkungen ausgehen oder 
nicht. Nur im letzteren Fall macht der Ausschluss groß-
flächigen Einzelhandels im festgesetzten Gewerbegebiet 
im Übrigen Sinn. Da großflächige Einzelhandelsbetriebe 
mit den Wirkungen des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO 
außer in Kerngebieten nur in für sie festgesetzten Sonder-
gebieten zulässig sind, müssen sie im Gewerbegebiet 
nicht ausgeschlossen werden; sie sind dort ohne Weiteres 
unzulässig. 

Wählt eine Gemeinde die Verkaufsfläche als Differenzie-
rungskriterium, so sind Betriebe, die diese Fläche über- 
bzw. unterschreiten, nicht schon allein deshalb eine ei-
genständige Anlagenart. Vielmehr muss die Gemeinde 
darlegen, warum Betriebe unter bzw. über den von ihr 
festgesetzten Größen generell oder doch jedenfalls unter 
Berücksichtigung der besonderen örtlichen Verhältnisse 
einem bestimmten Anlagentyp entsprechen.107 

3. Bordelle 

Zur Klärung der Frage, ob an der Rechtsprechung zur ty-
pisierenden Einordnung von Bordellen oder bordellarti-

103  BVerwG, B. v. 08.07.2020 – 4 B 44.19 – BBB 2020, Nr. 12, 61 

m. Anm. Marian Klepper, IBR 2020, 548 - Außengastronomief-

läche im allgemeinen Wohngebiet. 

104  Urt. v. 22.05.1987 - 4 C 77.84 - BVerwGE 77, 317. 

105  BVerwG, B. v. 05.06.2014 - 4 BN 8.14 - ZfBR 2014, 574 Rn. 10 

m.w.N. 

106  BVerwG, Urt. v. 22.05.1987 - 4 C 77.84 - juris Rn. 25 insoweit 

nicht abgedruckt in BVerwGE 77, 317. 

107  BVerwG, B. v. 07.05.2020 – 4 BN 44.19 – ZfBR 2020, 675 = 

BauR 2020, 1427 - großflächiger Einzelhandel, m. Hinw. auf 

BVerwG, Urt. v. 22.05.1987 - 4 C 77.84 - BVerwGE 77, 317 und 

- 4 C 19.85 - Buchholz 406.12 § 11 BauNVO Nr. 9 sowie B. v. 

27.07.1998 - 4 BN 31.98 - Buchholz 406.12 § 1 BauNVO Nr. 25, 

v. 08.11.2004 - 4 BN 39.04 - Buchholz 406.12 § 8 BauNVO Nr. 

20 und v. 18.02.2009 - 4 B 54.08 - BauR 2009, 1102 <1103>. 
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gen Betrieben als das Wohnen mehr als nur nicht wesent-
lich störende Gewerbebetriebe108 mit Blick auf das zum 
01.07.2017 in Kraft getretene Prostituiertenschutzgesetz 
vom 21.10.2016 (BGBl. I S. 2372), festzuhalten ist, hat 
das BVerwG die Revision zugelassen.109 

IV. Baugenehmigung 

Soweit die Rechtsmaterie bundesrechtlich bestimmt ist, 
befasste sich das BVerwG im Bereich der Baugenehmi-
gung vor allem mit Befristungen, der Reichweite der 
Baugenehmigung, dem Bauvorbescheid und der Alterna-
tivenprüfung. 

1. Befristung der Baugenehmigung 

Das BVerwG hat die Revision zur Klärung der Frage zu-
gelassen, ob der Erfolg einer isolierten Anfechtungsklage 
gegen eine auf § 36 Abs. 1 Alt. 2 VwVfG gestützte Be-
fristung einer Baugenehmigung voraussetzt, dass der 
Kläger im Verwaltungsverfahren die für die Baugeneh-
migung erforderlichen Unterlagen vorgelegt hat.110 

2. Baugenehmigung 

Der durch eine Baugenehmigung gedeckte Bestand auf 
dem Baugrundstück hat nicht zur Folge, dass ein damit 
nicht zu vereinbarendes Bauvorhaben sich von vornhe-
rein nicht verwirklichen lässt und eine gleichwohl erteilte 
neue Baugenehmigung nutzlos ist. Die Baugenehmigung 
geht nicht mit der Verpflichtung einher, sie auch auszu-
nutzen.111 

3. Bauvorbescheid 

Ein positiver Bauvorbescheid entfaltet in dem Umfang 
Tatbestandswirkung, in dem er einem Vorhaben die Zu-
lässigkeit bescheinigt. 

Das maßgebliche Verfahrensrecht und damit im Bauge-
nehmigungsverfahren das Landesrecht bestimmt, welche 
Genehmigungsvoraussetzungen zum Gegenstand eines 
Vorbescheides und damit eines selbständigen Antrags 
gemacht werden können112. Art, Umfang und Dauer der 
Bindungswirkung eines Vorbescheides bestimmt gleich-
falls das (irrevisible) Landesrecht113. Dessen Auslegung 
wäre nach § 173 Satz 1 VwGO i.V.m. § 560 ZPO für eine 
auf die Revision ergehende Entscheidung maßgebend.114 

 

108  BVerwG, Urt. v. 25.11.1983 - 4 C 21.83 - BVerwGE 68, 213 und 

vom 12.09.2013 - 4 C 8.12 - BVerwGE 147, 379, 

109  BVerwG, B. v. 29.09.2020 – 4 B 13.20 – juris – Bordelle, 

110  BVerwG, B. v. 14.09.2020 – 4 B 17.20 – juris – Anfechtungs-

klage gegen Befristung einer Baugenehmigung. 

111  BVerwG, B. v. 06.10.2020 – 4 B 10.20 – juris – Werbetafel. Das 

gilt auch dann, wenn die Verwirklichung der ursprünglichen 

Baugenehmigung wirtschaftlich unsinnig wäre, so BVerwG, Urt. 

v. 09.02.1995 – 4 C 23.94 – DVBl 1995, 760 = NVwZ 1995, 894 

– Freizeitbad Köln. 

112  BVerwG, Urt. v. 23.05.1975 - 4 C 28.72 - BVerwGE 48, 242 

<244, 246>; vgl. auch Urt. v. 03.02.1984 - 4 C 39.82 - BVerwGE 

69, 1 <2 f.>. 

113  BVerwG, Urt. v. 04.03.1983 - 4 C 69.79 - Buchholz 406.11 § 35 

BBauG Nr. 198 S. 65. 

4. Alternativenprüfung 

Eine Alternativenprüfung sieht die TA Lärm auch im Fall 
einer Sonderfallprüfung nicht vor. Die baurechtliche Prü-
fung – im Gegensatz zum Planfeststellungsrecht mit sei-
ner aus dem Abwägungsgebot als Ausprägung des Ver-
hältnismäßigkeitsprinzips und dem Europarecht115 gebo-
tenen Alternativenprüfung116 – ist an das aus dem Bauan-
trag ersichtliche Vorhaben gebunden. Verletzt das Vor-
haben an dem gewählten Standort keine Nachbarrechte, 
kann es nicht durch einen Hinweis auf einen vermeintlich 
besser geeigneten Alternativstandort zu Fall gebracht 
werden.117 

V. Raumordnung 

Im Bereich der Raumordnung standen die Unterschei-
dung zwischen Zielen und Grundsätzen, der Auslegungs-
bekanntmachung von Raumordnungsplänen und dem 
Anpassungsgebot des § 1 Abs. 4 BauGB auf dem Pro-
gramm. 

1. Vorbehaltsgebiet 

Mit der Festlegung von Vorbehaltsgebieten nach § 7 Abs. 
3 Satz 2 Nr. 2 ROG im Raumordnungsplan werden keine 
Ziele der Raumordnung im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 2 
ROG, sondern lediglich Grundsätze der Raumordnung 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG bezeichnet. Diese lösen eine 
Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB nicht aus, 
sondern können in der Abwägung überwunden wer-
den.118 

2. Regionalplan - Auslegungsbekanntmachung 

Der Hinweis in der Auslegungsbekanntmachung zu dem 
Entwurf eines Regionalplans, es könnten „schriftliche 
Hinweise, Anregungen und Bedenken“ abgegeben wer-
den, stellt ebenso eine unzulässige Einschränkung dar 
wie ein an § 17 VwVfG ausgerichteter Hinweis auf for-
melle Anforderungen an gleichförmige Einwendungen 
von mehr als 50 Personen. 

Nach § 10 Abs. 1 Satz 3 ROG in der Fassung vom 
22.12.2008119 sind Ort und Dauer der Auslegung mindes-
tens eine Woche vor Beginn der Auslegung öffentlich be-
kannt zu machen; dabei ist unter Angabe einer angemes-
senen Frist, die zumindest der Auslegungsfrist entspricht, 

114  BVerwG, B. v. 23.06.2020 – 4 BN 63.19 – BauR 2020, 1769 – 

außer Kraft getretene Norm. 

115  Dies gilt vor allem für die Anforderungen der FFH-RL, der Vo-

gelschutz-RL, der WRRL und der UVP-RL Stüer, Handbuch des 

Bau- und Fachplanungsrechts, 5. Aufl. 2015, Rdn. 3232, 3253, 

3284, 3419, 3853, 4835. 

116  BVerwG, Urt. v. 22.03.1985 - 4 C 15.83 - BVerwGE 71, 166 

<171 f.>. 

117  BVerwG, B. v. 15.09.2020 – 4 B 46.19 – juris – Feuerwehrgerä-

tehaus, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 26.06.1997 - 4 B 97.97 - 

NVwZ-RR 1998, 357. 

118  BVerwG, B. v. 14.10.2020 – 4 BN 42.20 – juris – Vorbehaltsge-

biet. 

119  BGBl. I S. 2986, „ROG a.F.“; nun § 9 Abs. 2 Satz 3 ROG in der 

ab 29.11.2017 geltenden Fassung durch das Gesetz vom 

23.05.2017, BGBl. I S. 1245, „ROG n.F.“. 
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darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen abgegeben 
werden können. Gesetzlich bestehen keine Vorgaben, in 
welcher Form die Stellungnahme erfolgen darf oder er-
folgen muss. Der Senat hat für die öffentliche Bekannt-
machung der Auslegung des Planentwurfs nach § 3 Abs. 
2 Satz 2 BauGB im Bauleitplanverfahren entschieden, 
dass die Formulierung, Anregungen und Bedenken kön-
nen „schriftlich oder zur Niederschrift“ vorgetragen wer-
den, keinen Bedenken begegnet120. Die öffentliche Be-
kanntmachung darf allerdings keine Zusätze oder Ein-
schränkungen enthalten, die geeignet sein könnten, auch 
nur einzelne an der Bauleitplanung interessierte Bürger 
von der Erhebung von Stellungnahmen abzuhalten121. 
Diese Rechtssätze sind auf die insoweit inhaltlich ver-
gleichbaren § 10 Abs. 1 Satz 3 ROG a.F./ § 9 Abs. 2 Satz 
3 ROG n.F. übertragbar.122 

3. Anpassungsgebot (§ 1 Abs. 4 BauGB) 

Die Frage, ob ein Bebauungsplan dem Anpassungsgebot 
des § 1 Abs. 4 BauGB genügt, ist von der Gemeinde in 
eigener Verantwortung und von den Gerichten als Recht-
mäßigkeitsvoraussetzung im Normenkontrollverfahren 
in vollem Umfang und unabhängig von etwaigen behörd-
lichen Stellungnahmen zu prüfen.123 

4. Ziele der Raumordnung 

Zur Klärung der Frage, ob Ziele der Raumordnung i.S.v. 
§ 4 Abs. 1 ROG in ihrer Bindungswirkung auf bestimmte 
Planungsebenen beschränkt werden können, hat das 
BVerwG die Revision zugelassen.124 

VI. Normenkontrolle 

Nach § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO kann einen Normenkon-
trollantrag jede natürliche oder juristische Person stellen, 
die geltend macht, durch die Rechtsvorschrift oder deren 
Anwendung in ihren Rechten verletzt zu sein oder in ab-
sehbarer Zeit verletzt zu werden. Vor allem die Ausle-
gung dieser Vorschrift stand im Bereich der Normenkon-
trolle im Mittelpunkt125. 

1. Antragsbefugnis (§ 47 VwGO) 

Ist ein Antragsteller Eigentümer oder Nutzer von Grund-
stücken außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans, kann die Antragsbefugnis insbesondere 

 

120  BVerwG, B. v. 28.01.1997 - 4 NB 39.96 - Buchholz 406.11 § 3 

BauGB Nr. 6 Rn. 9. 

121  BVerwG, B. v. 27.05.2013 - 4 BN 28.13 - ZfBR 2013, 580 Rn. 7 

m.w.N. 

122  BVerwG, B. v. 10.06.2020 – 4 BN 55-59.19 – BauR 2020, 

1591 = UPR 2020, 350 = UPR 2020, 383 = NVwZ 2020, 1684 - 

Auslegungsbekanntmachung Regionalplan, m. Hinw. auf Schu-

bert, in: Kment, ROG, 1. Aufl. 2019, § 9 Rn. 60; Runkel, in: 

Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG, 2. Aufl. 2018, § 9 Rn. 41. 

123  BVerwG, B. v. 15.10.2020 – 4 BN 8.20 – juris – Anpassungsge-

bot § 1 Abs. 4 BauGB. 

124  BVerwG, B. v. 12.10.2020 – 4 B 42.19 – juris – Bindungswir-

kung der Ziele der Raumordnung. 

125  Zu einer damaligen Zwischenbilanz Stüer, DVBl 1985, 469. 

aus dem subjektiven Recht auf gerechte Abwägung der 
eigenen Belange aus § 1 Abs. 7 BauGB folgen126. Das 
dort normierte bauplanungsrechtliche Abwägungsgebot 
gewährt ein subjektives Recht. Der Betroffene kann ver-
langen, dass seine eigenen Belange in der Abwägung ent-
sprechend ihrem Gewicht "abgearbeitet" werden. Ein 
Antragsteller kann sich daher im Normenkontrollverfah-
ren darauf berufen, dass seine abwägungserheblichen pri-
vaten Belange möglicherweise fehlerhaft abgewogen 
wurden127. In diesem Fall obliegt es ihm, einen eigenen 
Belang als verletzt zu bezeichnen, der für die Abwägung 
beachtlich war. Nicht abwägungsbeachtlich sind insbe-
sondere geringwertige oder mit einem Makel behaftete 
Interessen sowie solche, auf deren Fortbestand kein 
schutzwürdiges Vertrauen besteht, oder solche, die für 
die Gemeinde bei der Entscheidung über den Plan nicht 
erkennbar waren128. 

Das Interesse, ein Gewerbe frei von Konkurrenz anderer 
ausüben zu können, ist in aller Regel kein abwägungser-
heblicher Belang, weil ihm der städtebauliche Bezug 
fehlt; das Bauplanungsrecht verhält sich gegenüber Wett-
bewerbsinteressen neutral129. 

Eine planbedingte Zunahme des (Verkehrs-)Lärms auch 
unterhalb der Grenzwerte gehört grundsätzlich zum Ab-
wägungsmaterial und kann damit die Antragsbefugnis 
des Betroffenen begründen. Anderes gilt, wenn der 
Lärmzuwachs nur geringfügig ist, d.h. über die Bagatell-
grenze nicht hinausgeht, oder sich nur unwesentlich auf 
das Nachbargrundstück auswirkt. Wann das der Fall ist, 
lässt sich nur unter Einbeziehung der konkreten Gege-
benheiten des Einzelfalls beurteilen.130 

2. Antragsbefugnis (§ 47 VwGO) 

Führt die Änderung eines Bebauungsplans dazu, dass 
Nachbargrundstücke in anderer Weise als bisher genutzt 
werden dürfen, so gehören die Interessen der Nachbarn 
an der Beibehaltung der geltenden Festsetzungen grund-
sätzlich zum notwendigen Abwägungsmaterial. Ob diese 
Interessen Gegenstand der Abwägung waren und dabei 
hinreichend berücksichtigt worden sind, kann der Be-

126  StRspr. BVerwG, Urt. v. 24.09.1998 - 4 CN 2.98 - BVerwGE 

107, 215 <220 ff.> und vom 16.06.2011 - 4 CN 1.10 - BVerwGE 

140, 41 Rn. 15. 

127  BVerwG, Urt. v. 16.06.2011 a.a.O. und vom 29.06.2015 - 4 CN 

5.14 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 200 Rn. 14. 

128  BVerwG, Urt. v. 30.04.2004 - 4 CN 1.03 - Buchholz 310 § 47 

VwGO Nr. 165 S. 138; B. v. 12.01.2016 - 4 BN 11.15 - ZfBR 

2016, 263 Rn. 4 und v. 12.12.2018 - 4 BN 22.18 - ZfBR 2019, 

272 Rn. 6, grundlegend BVerwG, B. v. 09.11.1979 – 4 N 1.78 – 

BVerwGE 59, 87 = DVBl 1980, 233 = BauR 1980, 36. 

129  BVerwG, B. v. 08.06.2011 - 4 BN 42.10 - BauR 2011, 1641 Rn. 

8 und vom 02.03.2015 - 4 BN 30.14 - ZfBR 2015, 380 Rn. 3. 

130  BVerwG, B. v. 10.07.2020 – 4 BN 50.19 – BauR 2020, 1767 

– Antragsbefugnis Normenkontrollverfahren, m. Hinw. auf 

BVerwG, B. v. 11.08.2015 - 4 BN 12.15 - BRS 83 Nr. 49 Rn. 6 

und vom 12.06.2018 - 4 BN 28.17 - BRS 86 Nr. 197 Rn. 5 m.w.N. 
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troffene im Wege der Normenkontrolle überprüfen las-
sen131. Abweichendes ergibt sich bei nur geringfügigen 
Änderungen als auch bei solchen Änderungen, die sich 
nur unwesentlich auf das Nachbargrundstück auswirken 
können.132 

Erforderlich, aber auch ausreichend für die Antragsbe-
fugnis nach § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO ist, dass der An-
tragsteller hinreichend substantiiert Tatsachen vorträgt, 
die es zumindest als möglich erscheinen lassen, dass er 
durch die Festsetzungen des Bebauungsplans in einem 
subjektiven Recht verletzt wird133. 

An die Geltendmachung einer Rechtsverletzung sind 
grundsätzlich auch dann keine höheren Anforderungen 
zu stellen, wenn es um das Recht auf gerechte Abwägung 
(§ 1 Abs. 7 BauGB) eines Eigentümers geht, dessen 
Grundstück außerhalb des Bebauungsplangebiets liegt 
(mittelbar Betroffener). Auch insoweit reicht es aus, dass 
der Antragsteller Tatsachen vorträgt, die eine fehlerhafte 
Behandlung seiner Belange in der Abwägung als möglich 
erscheinen lassen134. Die Antragsbefugnis ist jedoch dann 
nicht gegeben, wenn eine Rechtsverletzung offensicht-
lich und eindeutig nach jeder Betrachtungsweise aus-
scheidet135. Hiervon ist insbesondere auszugehen, wenn 
das Interesse des Betroffenen geringwertig, nicht schutz-
würdig, für die Gemeinde nicht erkennbar oder sonst ma-
kelbehaftet ist136. Die Prüfung, ob das der Fall ist, ist al-
lerdings nicht unter Auswertung des gesamten Prozess-
stoffes vorzunehmen und darf nicht in einem Umfang 
und in einer Intensität erfolgen, die einer Begründetheits-
prüfung gleichkommt137. 

Das Interesse des Eigentümers eines Grundstücks außer-
halb des Plangebiets, von einer Lärmzunahme aufgrund 
des Zu- und Abfahrtsverkehrs zum Plangebiet verschont 
zu bleiben, kann nach den Umständen des Einzelfalls ei-
nen abwägungserheblichen Belang darstellen, wenn sich 
der durch die Planung ausgelöste Verkehr innerhalb eines 

 

131  BVerwG, B. v. 20.08.1992 - 4 NB 3.92 - Buchholz 310 § 47 

VwGO Nr. 69 Rn. 15 sowie v. 28.05.2019 - 4 BN 44.18 - ZfBR 

2019, 689 Rn. 8. 

132  BVerwG, B. v. 15.06.2020 – 4 BN 51.19 – NVwZ 2020, 1533 – 

Antragsbefugnis, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 20.08.1992 - 4 NB 

3.92 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 69 Rn. 16 sowie vom 

28.05.2019 - 4 BN 44.18 - ZfBR 2019, 689 Rn. 8. 

133  StRspr, BVerwG, Urt. v. 30.04.2004 - 4 CN 1.03 - Buchholz 310 

§ 47 VwGO Nr. 165 S. 137. 

134  BVerwG, Urt. v. 24.09.1998 - 4 CN 2.98 - BVerwGE 107, 215 

<218 f.>; Urt. v. 30.04.2004 a.a.O. S. 137; B. v. 22.08.2000 - 4 

BN 38.00 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 142 Rn. 7. 

135  BVerwG, Urt. v. 18.11.2002 - 9 CN 1.02 - BVerwGE 117, 209 

<211>. 

136  BVerwG, B. v. 02.03.2015 - 4 BN 30.14 - ZfBR 2015, 380 Rn. 

3. 

137  BVerwG, B. v. 08.06.2011 - 4 BN 42.10 - ZfBR 2011, 566 Rn. 

8. 

138  BVerwG, Urt. v. 27.08.1998 - 4 C 5.98 - NVwZ 1999, 523 

<527>; B. v. 13.12.2007 - 4 BN 41.07 - NVwZ 2008, 426 Rn. 5 

und v. 12.06.2008 - 4 BN 8.08 - BauR 2008, 1416 Rn. 10. 

139  BVerwG, B. v. 24.05.2007 - 4 BN 16.07 und 4 VR 1.07 - ZfBR 

2007, 580 Rn. 5. 

räumlich überschaubaren Bereichs bewegt und vom üb-
rigen Straßenverkehr unterscheidbar ist138. Eine planbe-
dingte Zunahme des Verkehrslärms gehört auch unter-
halb der Grenzwerte zum Abwägungsmaterial139 und 
kann damit die Antragsbefugnis eines Betroffenen be-
gründen.140 

3. Antragsbefugnis bei Änderung der Planfestset-
zungen 

Die Antragsbefugnis wegen einer möglichen Eigentums-
verletzung ist grundsätzlich zu bejahen, wenn sich ein Ei-
gentümer eines im Plangebiet gelegenen Grundstücks ge-
gen eine bauplanerische Festsetzung wendet, die unmit-
telbar sein Grundstück betrifft141. In diesem Fall kann der 
Eigentümer die Festsetzung gerichtlich überprüfen las-
sen, weil eine planerische Festsetzung Inhalt und Schran-
ken seines Grundeigentums bestimmt (Art. 14 Abs. 1 
Satz 2 GG); die potenzielle Rechtswidrigkeit eines derar-
tigen normativen Eingriffs braucht er nicht ungeprüft 
hinzunehmen.142 

4. Veräußerung des Vorhabengrundstücks 

Die Veräußerung des Vorhabengrundstücks während des 
anhängigen Gerichtsverfahrens hat entsprechend § 173 
VwGO i.V.m. § 265 Abs. 2 Satz 1 ZPO keinen Einfluss 
auf den Prozess.143 

5. Außerkrafttreten des Plans 

Das Außerkrafttreten einer Norm lässt einen zulässig ge-
stellten Normenkontrollantrag nicht ohne Weiteres zu ei-
nem unzulässigen Antrag werden144. Ist eine Norm außer 
Kraft getreten, bedarf es für die weitere Zulässigkeit des 
Antrags aber eines berechtigten Interesses, das sich etwa 
aus einer Wiederholung der Vorschriften in einer nach-
folgenden Norm145, einer hinreichend konkreten Wieder-
holungsgefahr146 oder einer präjudiziellen Wirkung für in 

140  BVerwG, B. v. 01.07.2020 – 4 BN 49.19 – juris; B. v. 16.06.2020 

– 4 BN 53.19 – juris – erhöhte Verkehrslärmbelastung, m. Hinw. 

auf BVerwG, Urt. v. 21.10.1999 - 4 CN 1.98 - NVwZ 2000, 807 

<808>; B. v. 11.08.2015 - 4 BN 12.15 - BRS 83 Nr. 49 Rn. 6 

m.w.N., 13.07.2017 - 4 BN 10.17 - BauR 2017, 1972 und v. 

24.08.2017 - 4 BN 35.17 - BRS 85 Nr. 193 Rn. 6. 

141  BVerwG, Urt. v. 10.03.1998 - 4 CN 6.97 - Buchholz 310 § 47 

VwGO Nr. 123. 

142  BVerwG, Urt. v. 27.08.2020 – 4 CN 4.19 – BBB 2020, Nr. 12, 

60 - Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 25/2020 Anm. 4 – 

„Ortszentrum Glindow“, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 

31.01.2018 - 4 BN 17.17 - BauR 2018, 814 Rn. 5. 

143  BVerwG, B. v. 15.06.2020 – 4 BN 51.19 – NVwZ 2020, 1533 – 

Antragsbefugnis, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 07.02.2011 - 6 C 

11.10 - Buchholz 442.066 § 37 TKG Nr. 3. 

144  BVerwG, B. v. 02.09.1983 - 4 N 1.83 - BVerwGE 68, 12 <14>. 

145  BVerwG, Urt. v. 11.04.2002 - 7 CN 1.02 - Buchholz 451.90 

Sonstiges Europäisches Recht Nr. 191 S. 29 f. 

146  BVerwG, Urt. v. 11.11.2015 - 8 CN 2.14 - BVerwGE 153, 183 

Rn. 19 und vom 17.05.2017 - 8 CN 1.16 - BVerwGE 159, 27 Rn. 

13. 
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Aussicht genommene Entschädigungs- oder Schadener-
satzansprüche147 ergeben kann.148 

6. Rechtsschutzbedürfnis 

Bei bestehender Antragsbefugnis ist regelmäßig das er-
forderliche Rechtsschutzinteresse gegeben. Es soll ledig-
lich verhindern, dass Gerichte in eine Normprüfung ein-
treten, deren Ergebnis für den Antragsteller wertlos ist, 
weil es seine Rechtsstellung nicht verbessern kann149. Es 
ist aber nicht erforderlich, dass die begehrte Erklärung ei-
ner Norm als unwirksam unmittelbar zum eigentlichen 
Rechtsschutzziel führt150. Ist ein Bebauungsplan durch 
genehmigte oder genehmigungsfreie Maßnahmen voll-
ständig verwirklicht, so wird der Antragsteller allerdings 
in der Regel seine Rechtsstellung durch einen erfolgrei-
chen Angriff auf den Bebauungsplan nicht mehr aktuell 
verbessern können.151 

7. Beschränkung des Normenkontrollantrags 

Auch für das Normenkontrollverfahren gilt die Disposi-
tionsmaxime. Daher bestimmt der Antragsteller mit sei-
nem Antrag, den er im Übrigen jederzeit ganz oder teil-
weise zurücknehmen kann, grundsätzlich den Umfang 
der gerichtlichen Prüfung und der möglichen Nichtiger-
klärung von Rechtsvorschriften oder Bebauungsplä-
nen.152 

8. Geringfügige Lärmbelastung 

Gestattet der Bebauungsplan nur die Ansiedlung solcher 
Gewerbebetriebe, die das Wohnen selbst innerhalb des 
festgesetzten Gebietes nicht wesentlich stören, können 
solche Gewerbebetriebe auch die Nutzung des in einiger 
Entfernung gelegenen Wohngrundstücks des Antragstel-
lers nicht wesentlich stören. 

Ist ein Antragsteller Eigentümer oder Nutzer von Grund-
stücken außerhalb des Gebiets eines Bebauungsplans, 
kann die Antragsbefugnis aus einer möglichen Verlet-
zung des § 1 Abs. 7 BauGB folgen. Das dort normierte 
bauplanungsrechtliche Abwägungsgebot gewährt ein 

 

147  BVerwG, B. v. 26.05.2005 - 4 BN 22.05 - Buchholz 310 § 47 

VwGO Nr. 170 S. 151. 

148  BVerwG, B. v. 23.06.2020 – 4 BN 63.19 – BauR 2020, 1769 – 

außer Kraft getretene Norm. 

149  BVerwG, B. v. 18.07.1989 - 4 N 3.87 - BVerwGE 82, 225 <231>, 

v. 22.09.1995 - 4 NB 18.95 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 108 

und vom 04.06.2008 - 4 BN 13.08 - BRS 73 Nr. 51 Rn. 5. 

150  BVerwG, Urt. v. 23.04.2002 - 4 CN 3.01 - Buchholz 310 § 47 

VwGO Nr. 156 S. 87 und vom 16.04.2015 - 4 CN 6.14 - 

BVerwGE 152, 49 Rn. 15. 

151  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 – 4 CN 5/18 – BauR 2020, 

1726 = NVwZ 2020, 1686 = ZfBR 2020, 850 m. Anm. Christoph 

Külpmann, jurisPR-BVerwG 23/2020 Anm. 3 - § 13a BauGB 

"Marrbachöschle“; Urt. v. 27.08.2020 – 4 CN 4/19 – BBB 2020, 

Nr. 12, 60 - Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 25/2020 

Anm. 4 – „Ortszentrum Glindow“, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 

28.08.1987 - 4 N 3.86 - BVerwGE 78, 85 <92> und v. 09.02.1989 

- 4 NB 1.89 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 37; Urt. v. 

28.04.1999 - 4 CN 5.99 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 134 Rn. 

14; B. v. 07.01.2010 - 4 BN 36.09 - juris Rn. 7 und v. 28.08.1987 

- 4 N 3.86 - BVerwGE 78, 85 <92>. 

subjektives Recht. Der Betroffene kann verlangen, dass 
seine eigenen Belange in der Abwägung entsprechend ih-
rem Gewicht „abgearbeitet“ werden153. Ein Antragsteller 
kann sich daher im Normenkontrollverfahren darauf be-
rufen, dass seine abwägungserheblichen privaten Be-
lange möglicherweise fehlerhaft abgewogen wurden154. 
Nicht abwägungsbeachtlich sind insbesondere gering-
wertige oder mit einem Makel behaftete Interessen sowie 
solche, auf deren Fortbestand kein schutzwürdiges Ver-
trauen besteht, oder solche, die für die Gemeinde bei der 
Entscheidung über den Plan nicht erkennbar waren.155 

9. Keine Präklusion nach § 47 Abs. 2a VwGO 

Nach § 47 Abs. 2a VwGO in der Fassung von Art. 3 Nr. 
1 Buchst. b des Gesetzes zur Erleichterung von Planungs-
vorhaben für die Innenentwicklung der Städte vom 
21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) war der Normenkon-
trollantrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
(u.a.) einen Bebauungsplan zum Gegenstand hatte, unzu-
lässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwen-
dungen geltend machte, die sie im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) oder im Rahmen der 
Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 
Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder verspätet 
geltend gemacht hatte, aber hätte geltend machen kön-
nen, und wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Be-
teiligung hingewiesen worden war. 

§ 47 Abs. 2a VwGO durfte indes nicht angewendet wer-
den. Art. 5 des Gesetzes zur Anpassung des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften an eu-
ropa- und völkerrechtliche Vorgaben vom 29.05.2017 
(BGBl. I S. 1298) hat die Vorschrift mit Wirkung zum 
02.06.2017 aufgehoben. Diese Rechtsänderung war zu 
berücksichtigen. 

Nach den Grundsätzen des intertemporalen Prozessrechts 
erfasst eine Änderung des Verfahrensrechts anhängige 
Rechtsstreitigkeiten156. Daher hält die Mehrheit der 
Oberverwaltungsgerichte § 47 Abs. 2a VwGO nicht für 

152  BVerwG, Urt. v. 27.08.2020 – 4 CN 4/19 –, BBB 2020, Nr. 12, 

60 - Christoph Külpmann, jurisPR-BVerwG 25/2020 Anm. 4 – 

„Ortszentrum Glindow“, m. Hinw. auf BVerwG, B. v. 

18.07.1989 - 4 N 3.87 - BVerwGE 82, 225 <232> und v. 

20.08.1991 - 4 NB 3.91 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 59 S. 84 

Rn. 24. 

153  StRspr, BVerwG, Urt. v. 24.09.1998 - 4 CN 2.98 - BVerwGE 

107, 215 <221>. 

154  BVerwG, Urt. v. 16.06.2011 - 4 CN 1.10 - BVerwGE 140, 41 Rn. 

15 und vom 29.06.2015 - 4 CN 5.14 - Buchholz 310 § 47 VwGO 

Nr. 200 Rn. 14. 

155  BVerwG, B. v. 16.06.2020 – 4 BN 39.19 – ZfBR 2020, 778 – 

geringfügige Lärmbelastung, m. Hinw. auf BVerwG, Urt. v. 

30.04.2004 - 4 CN 1.03 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 165 S. 

138; B. v. 12.01.2016 - 4 BN 11.15 - ZfBR 2016, 263 Rn. 4 und 

vom 12.12.2018 - 4 BN 22.18, - ZfBR 2019, 272 Rn. 6. 

156  BVerfG, B. v. 07.07.1992 - 2 BvR 1631, 1728/90 - BVerfGE 87, 

48 <64>; BVerwG, Urt. v. 24.03.2010 - 4 CN 3.09 - Buchholz 

310 § 47 VwGO Nr. 178 Rn. 16 und vom 21.01.2016 - 4 A 5.14 

- BVerwGE 154, 73 Rn. 46. 
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anwendbar, wenn über einen Normenkontrollantrag nach 
dem Außerkrafttreten dieser Norm entschieden wird157. 

§ 47 Abs. 2a VwGO wurde ohne Übergangsregelung auf-
gehoben. Im Anschluss an das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs158 hielt der Gesetzgeber eine Einschränkung 
des § 47 Abs. 2a VwGO für geboten, weil es für die UVP-
Richtlinie und Art. 25 der IVU-RL159 keine Grundlage 
gebe160. Damit erschien § 47 Abs. 2a VwGO im Anwen-
dungsbereich der UVP-Richtlinie unionsrechtswidrig161. 
Dies zugrunde gelegt, begründete § 47 Abs. 2a VwGO in 
diesen Fällen keine schutzwürdige Verfahrensposition. 
Die Anwendung des § 47 Abs. 2a VwGO in Übergangs-
fällen war damit ohne Übergangsregelung ausgeschlos-
sen, um dem Anliegen zu genügen, das Unionsrecht 
„1:1“ umzusetzen162. 

Für Bebauungspläne, die nicht in den Anwendungsbe-
reich der UVP-Richtlinie fallen, gilt nichts Anderes: 
Über das aus seiner Sicht unionsrechtlich Gebotene hin-
aus hat der Gesetzgeber § 47 Abs. 2a VwGO im Ganzen 
aufgehoben, weil ein teilweises Fortgelten der Vorschrift 
nicht praxisgerecht wäre163. Diesem pragmatischen An-
satz stünde eine unterschiedliche Regelung in Über-
gangsfällen entgegen. Der Gesetzgeber unterscheidet - 
wie auch in anderem Zusammenhang (vgl. § 50 Abs. 1 
UVPG) - nicht danach, ob Bebauungspläne in den An-
wendungsbereich der UVP-Richtlinie fallen.164 

10. Antrag auf Fristverlängerung 

Beantragt ein Beteiligter die Verlängerung einer durch 
das Gericht eingeräumten Äußerungsfrist, verletzt das 
Gericht den Grundsatz des rechtlichen Gehörs, wenn es 
ungeachtet eines noch nicht beschiedenen Antrags eines 

 

157  OVG Münster, Urt. v. 25.09.2017 - 2 D 18/16.NE - juris Rn. 41 

und vom 15.11.2017 - 7 D 55/16.NE - juris Rn. 28; OVG Schles-

wig, Urt. v. 28.09.2018 - 1 KN 19/16 - NVwZ-RR 2019, 351 Rn. 

23 unter Abweichung von Urt. v. 29.08.2017 - 1 KN 10/16 - juris 

Rn. 46 ff.; OVG Bremen, Urt. v. 17.04.2018 - 1 D 280/16 - BauR 

2018, 1372 <1373>; OVG Hamburg, Urt. v. 11.04.2019 - 2 E 

10/16.N - juris Rn. 44; OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 

11.12.2019 - 2 A 6.16 - juris Rn. 24; OVG Bautzen, Urt. v. 

28.12.2018 - 1 C 16/17 - SächsVBl 2019, 221 Rn. 31; OVG Kob-

lenz, Urt. v. 17.10.2017 - 1 C 11131/16 - KommJur 2018, 78 

<79>; OVG Greifswald, Urt. v. 27.09.2017 - 3 K 28/14 - juris 

Rn. 33; offen gelassen in VGH München, Urt. v. 29.01.2019 - 1 

N 15.1832 – juris Rn. 22; VGH Mannheim, Urt. v. 16.10.2018 - 

8 S 2368/16 - ZfBR 2019, 47 <50> und vom 24.07.2019 - 5 S 

2405/17 - ZfBR 2019, 806; VGH Kassel, Urt. v. 14.12.2017 - 4 

C 59/15.N - BauR 2018, 940; zur Gegenmeinung VGH Mann-

heim, Urt. v. 18.10.2017 - 3 S 642/16 - ZfBR 2018, 74 <75>; 

OVG Saarlouis, B. v. 22.05.2018 - 2 C 427/17 - KommJur 2019, 

104 <106>. 

158  EuGH, Urt. v. 15.10.2015 - C-137/14 [ECLI:EU:C:2015:683] – 

DVBl 2015, 1514 mit Anmerkung Stüer/Buchsteiner, DVBl 

2015, 1518 = NJW 2015, 3495. 

159  Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 24.11.2010 über Industrieemissionen, integrierte Ver-

meidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 

334 S. 17). 

160  BT-Drs. 18/9526 S. 51. 

Beteiligten, es möge eine ihm gesetzte Frist zur Stellung-
nahme verlängern, eine ihm ungünstige Entscheidung in 
der Sache trifft. 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des BVerwG ver-
langt § 47 Abs. 5 Satz 1 VwGO vor einer Entscheidung 
durch Beschluss und damit ohne mündliche Verhandlung 
keine Anhörung der Beteiligten165. Ob an dieser Recht-
sprechung angesichts der Bedeutung der mündlichen 
Verhandlung im System des verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsschutzes166 festzuhalten ist, bedarf keiner Ent-
scheidung167. 

Das Normenkontrollgericht darf allerdings nicht durch 
Beschluss über den Normenkontrollantrag zu Lasten der 
Antragstellerin entscheiden, ohne zuvor den Antrag auf 
Verlängerung der Äußerungsfrist nach § 173 Satz 1 
VwGO i.V.m. § 224 Abs. 2, § 225 Abs. 1 ZPO zu be-
scheiden: Beantragt ein Beteiligter die Verlängerung ei-
ner durch das Gericht eingeräumten Äußerungsfrist, ver-
letzt das Gericht den Grundsatz des rechtlichen Gehörs, 
wenn es ungeachtet eines noch nicht beschiedenen An-
trags eines Beteiligten, es möge eine ihm gesetzte Frist 
zur Stellungnahme verlängern, eine ihm ungünstige Ent-
scheidung in der Sache trifft168. Abweichendes mag in 
Fällen rechtsmissbräuchlicher Verlängerungsanträge gel-
ten.169 

11. Klagebegründungsfrist für Normenkontrolle 

Zur Klärung der Frage, ob in Normenkontrollverfahren 
nach § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO gegen einen (Änderungs-
)Bebauungsplan die Klagebegründungsfrist gemäß § 6 
UmwRG zu beachten ist, wenn der Normenkontrollan-
trag nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften 

161  BVerwG, Urt. v. 08.12.2016 - 4 CN 4.16 - Buchholz 406.11 § 

13a BauGB Nr. 3 Rn. 30. 

162  BT-Drs. 18/9526 S. 2. 

163  BT-Drs. 18/9526 S. 51. 

164  BVerwG, Urt. v. 25.06.2020 – 4 CN 3.19 – BauR 2020, 1624 = 

ZfBR 2020, 776 = NVwZ 2020, 1442 m. Anm. Christoph Külp-

mann, jurisPR-BVerwG 19/2020 Anm. 1 – keine Präklusion von 

Normenkontrollanträgen in Übergangsfällen, m. Hinw. auf 

BVerwG, Urt. v. 20.02.2014 - 4 CN 1.13 - BVerwGE 149, 88 Rn. 

16. 

165  BVerwG, B. v. 08.09.1988 - 4 NB 15.88 - Buchholz 406.11 § 1 

BBauG/BauGB Nr. 34 S. 11 f., vom 03.04.1992 - 7 NB 1.92 - 

Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 64 S. 100 und vom 31.03.2011 - 

4 BN 18.10 - juris Rn. 30; Panzer, in: Schoch/Schneider/Bier, 

VwGO, Stand Januar 2020, § 47 Rn. 85. 

166  BVerwG, Urt. v. 21.03.2000 - 9 C 39.99 - BVerwGE 111, 69 <73 

ff.> und B. v. 20.12.1988 - 7 NB 3.88 - BVerwGE 81, 139 <142 

f.>). 

167  Hoppe, in: Eyermann, VwGO, 15. Aufl. 2019, § 47 Rn. 78; W.-

R. Schenke/R. P. Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, 26. Aufl. 

2020, § 47 Rn. 140. 

168  BVerwG, B. v. 15.12.2004 - 1 B 150.04 - Buchholz 310 § 130a 

VwGO Nr. 68 und vom 22.03.2017 - 9 B 50.16 - juris Rn. 2. 

169  BVerwG, B. v. 08.09.2020 – 4 BN 17.20 – juris – Verletzung des 

rechtlichen Gehörs, m. Hinw. Auf BVerwG, B. v. 12.06.2018 - 9 

B 4.18 - Buchholz 310 § 130a VwGO Nr. 89 Rn. 11. 
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an europa- und völkerrechtliche Vorgaben vom 
29.05.2017 (BGBl. I S. 1298) gestellt worden ist, ist die 
Revision zugelassen worden.170 

VII. Rechtsschutz 

Die allgemeinen Rechtsschutzfragen drehten sich vor al-
lem um den Nachbarschutz in den einzelnen Baugebie-
ten, die Reichweite des Gebietserhaltungsanspruchs und 
das Rücksichtnahmegebot. 

1. Nachbarschutz 

Die Festsetzung von Baugebieten durch einen Bebau-
ungsplan hat nachbarschützende Funktion zugunsten der 
Grundstückseigentümer im jeweiligen Baugebiet. Dieser 
bauplanungsrechtliche Nachbarschutz beruht auf dem 
Gedanken des wechselseitigen Austauschverhältnisses. 
Weil und soweit der Eigentümer eines Grundstücks in 
dessen Ausnutzung öffentlich-rechtlichen Beschränkun-
gen unterworfen ist, kann er deren Beachtung grundsätz-
lich auch im Verhältnis zum Nachbarn durchsetzen171. 
Diese Grundsätze lassen sich auf den Schutz von Nach-
barn, deren Grundstücke in demselben faktischen Bauge-
biet nach § 34 Abs. 2 BauGB liegen, übertragen.172 

2. Schutzanspruch im Mischgebiet 

Ein Mischgebiet dient nach § 6 Abs. 1 BauNVO der Un-
terbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen 
nicht wesentlich stören; es ist gekennzeichnet durch eine 
wechselseitige Verträglichkeit von Wohnen und Ge-
werbe173. Dabei ist im Ausgangspunkt auf eine - einge-
schränkte - typisierende Betrachtung abzustellen. Ein 
konkreter Betrieb ist unzulässig, wenn Betriebe seines 
Typs bei funktionsgerechter Nutzung üblicherweise für 
die Umgebung unzumutbare Störungen hervorrufen kön-
nen174. Bei entsprechenden Festsetzungen gestattet Be-
bauungsplan damit nur die Ansiedlung solcher Gewerbe-
betriebe, die das Wohnen selbst innerhalb des festgesetz-
ten Gebietes nicht wesentlich stören. Solche Gewerbebe-
triebe können aber auch die Nutzung eines in einiger Ent-
fernung gelegenen Wohngrundstücks nicht wesentlich 
stören. 

In einer derartigen Lage kann der Betroffene den Schutz-
anspruch eines Außenbereichsgrundstücks für sich gel-
tend machen. Nach der TA-Lärm175 dürfte im Grundsatz 
alles dafür sprechen, dass er damit nur den Schutz eines 

 

170  BVerwG, B. v. 12.12.2019 – 4 BN 34.19 – juris – Änderung des 

§ 47 Abs. 1 Nr.1 VwGO. 

171  BVerwG, Urt. v. 11.05.1989 - 4 C 1.88 - BVerwGE 82, 61 <75>, 

vom 16.09.1993 - 4 C 28.91 - BVerwGE 94, 151 <155 ff.>, vom 

23.08.1996 - 4 C 13.94 - BVerwGE 101, 364 <375 ff.> und vom 

09.08.2018 - 4 C 7.17 - BVerwGE 162, 363 Rn. 15. 

172  BVerwG, B. v. 15.09.2020 – 4 B 46.19 – juris – Feuerwehrgerä-

tehaus, m. Hinw. Auf BVerwG, B. v. 22.12.2011 - 4 B 32.11 - 

BauR 2012, 1218 und vom 10.01.2013 - 4 B 48.12 - BauR 2013, 

934. 

173  BVerwG, Urt. v. 04.05.1988 - 4 C 34.86 - BVerwGE 79, 309 

<312>. 

174  BVerwG, B. v. 27.06.2018 - 4 B 10.17 - Buchholz 406.12 § 6 

BauNVO Nr. 19 Rn. 8 ff. m.w.N. 

Dorfgebietes (60 dB<A> tags, 45 dB<A> nachts) bean-
spruchen kann176, der dem eines Mischgebiets ent-
spricht.177 

3. Gebietserhaltungsanspruch 

Zur Klärung der Frage, ob der Anspruch auf Schutz vor 
gebietsfremden Nutzungen (Gebietserhaltungsanspruch) 
einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung 
über die Erteilung einer Ausnahme nach § 31 Abs. 1 
BauGB umfasst, ist die Revision zugelassen worden. 

Stehen Grundstücke nicht in dem für ein Plangebiet typi-
schen wechselseitigen Verhältnis, das sie zu einer bau- 
und bodenrechtlichen Schicksalsgemeinschaft zusam-
menschließt, fehlt es an dem spezifischen bauplanungs-
rechtlichen Grund, auf dem der nachbarschützende - von 
konkreten Beeinträchtigungen unabhängige - Gebietser-
haltungsanspruch als Abwehrrecht beruht. 

Dagegen besteht grundsätzlich kein gebietsübergreifen-
der, von konkreten Beeinträchtigungen unabhängiger 
Schutz des Nachbarn vor (behaupteten) gebietsfremden 
Nutzungen. Stehen Grundstücke nicht in dem für ein 
Plangebiet typischen wechselseitigen Verhältnis, das sie 
zu einer bau- und bodenrechtlichen Schicksalsgemein-
schaft zusammenschließt, fehlt es an dem spezifischen 
bauplanungsrechtlichen Grund, auf dem der nachbar-
schützende - von konkreten Beeinträchtigungen unab-
hängige - Gebietserhaltungsanspruch als Abwehrrecht 
beruht178. 

Der TA Lärm kommt eine im gerichtlichen Verfahren zu 
beachtende Bindungswirkung zu, soweit sie für Geräu-
sche den unbestimmten Rechtsbegriff der schädlichen 
Umwelteinwirkungen i.S.d. § 3 Abs. 1 BImSchG konkre-
tisiert. Die normative Konkretisierung des gesetzlichen 
Maßstabs für die Schädlichkeit von Geräuschen ist inso-
weit abschließend, als sie bestimmte Gebietsarten und 
Tageszeiten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit be-
stimmten Immissionsschutzrichtwerten zuordnet und das 
Verfahren der Ermittlung und Beurteilung der Geräu-
schimmissionen vorschreibt179. Das Regelungskonzept 
der TA Lärm lässt aber für eine einzelfallbezogene tat-
richterliche Würdigung insofern Raum, als es insbeson-
dere durch Kann-Vorschriften und Bewertungsspannen 
Spielräume eröffnet180. 

175  Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes- Im-

missionsschutzgesetz - Technische Anleitung zum Schutz gegen 

Lärm vom 26.08.1998 (GMBl. S. 503). 

176  BVerwG, Urt. v. 06.04.2017 - 4 A 1.16 - Buchholz 451.17 § 43 

EnWG Nr. 5 Rn. 31 und vom 22.06.2017 - 4 A 18.16 - Buchholz 

451.17 § 43 EnWG Nr. 7 Rn. 23. 

177  BVerwG, B. v. 16.06.2020 – 4 BN 39.19 – ZfBR 2020, 778 – 

geringfügige Lärmbelastung. 

178  BVerwG, B. v. 18.12.2007 - 4 B 55.07 - Buchholz 406.12 § 1 

BauNVO Nr. 32 und vom 10.01.2013 - 4 B 48.12 - BauR 2013, 

934. 

179  BVerwG, Urt. v. 29.08.2007 - 4 C 2.07 - BVerwGE 129, 209 Rn. 

12 und vom 29.11.2012 - 4 C 8.11 - BVerwGE 145, 145 Rn. 18. 

180  BVerwG, B. v. 26.03.2014 - 4 B 3.14 - UPR 2014, 313 Rn. 6. 
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Die Würdigung, ob aufgrund solcher und weiterer Ge-
sichtspunkte der Herkömmlichkeit und der sozialen Adä-
quanz der Geräuschimmissionen eine ergänzende Prü-
fung im Sonderfall durchzuführen ist, ist Aufgabe der 
Tatsachengerichte181. Eine Alternativenprüfung sieht die 
TA Lärm aber auch im Fall einer Sonderfallprüfung nicht 
vor.182 

4. Rücksichtnahmegebot 

Das Gebot der (nachbarlichen) Rücksichtnahme183 ist 
kein generelles Rechtsprinzip des öffentlichen Baurechts 
und verkörpert auch keine allgemeine Härteregelung, die 
über den speziellen Vorschriften des Städtebaurechts 
steht. Es ist vielmehr Bestandteil einzelner gesetzlicher 
Vorschriften des Baurechts und als solches etwa in den 
Tatbestandsmerkmalen des § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 und 
§ 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB aber auch in § 17 BauNVO 
enthalten.184 

VIII. Baulandmobilisierung 

Wahrscheinlich ist nach den dargelegten Erkenntnissen 
der Rechtsprechung jetzt erst einmal wieder der Gesetz-
geber am Zug. Das Baulandmobilisierungsgesetz185 steht 
bereits in den Startlöchern. Es soll nach den Ankündigun-
gen von Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat im 
Jahre 2021 vergleichsweise zeitnah verabschiedet wer-
den und in Kraft treten. Dann wird die Rechtsprechung 
den schon bald von ihr blankgeputzten schönen neuen 
Paragrafen - wenn es gut geht - wohl wieder zu strahlen-
dem Glanz verhelfen, vielleicht aber auch nicht nur zur 
Winterzeit einige harte Nüsse zu knacken haben. 

 

181  BVerwG, B. v. 26.03.2014 - 4 B 3.14 - UPR 2014, 313 Rn. 9; 

siehe auch Urt. v. 29.08.2007 - 4 C 2.07 - BVerwGE 129, 209 

Rn. 31 zur Vergabe eines Impulszuschlags. 

182  BVerwG, B. v. 15.09.2020 – 4 B 46.19 – juris – Feuerwehrgerä-

tehaus. 

183  Grundlegend BVerwG, Urt. v. 25.02.1977 – IV C 22.75 – 

BVerwGE 52, 122 = NJW 1978, 62 – Rücksichtnahme Außen-

bereich; Urt. v. 26.05.1978 – IV C 9.77 – BVerwGE 55, 369 = 

NJW 1978, 2564 – Harmonie. 

184  BVerwG, B. v. 05.12.2019 – 4 B 22.19 – juris – Rücksichtnah-

megebot, m. Hinw. auf BVerwG, Urt. v. 27.06.2017 - 4 C 3.16 - 

BVerwGE 159, 187 Rn. 10. 

185  Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Mobilisierung von 

Bauland v. 06.11.2020, Drs. 19/24838; Stellungnahme des Bun-

desrates v. 18.12.2020 Drs. 686/20; Krautzberger/Stüer, ZfBR 

2021, 33. 


